Soziale Dienste der Justiz
Im
Lande Bremen

&
&

Handbuch zur Allgemeinen Verfligung des Senators fur Justiz und Verfassung
Uber Aufgaben und Organisation der Sozialen Dienste der Justiz
im Lande Bremen in der Fassung vom 06.12.2010
mit ergdnzenden Regelungen



&,
SO
% Handbuch Soziale Dienste der Justiz im Lande Bremen

Teil |

Inhaltsverzeichnis Teil |

1. Vorbemerkung

2. Leitbild

2.1. Unser Auftrag

2.2. Unsere Ziele

2.3. Unsere Werte

3. Organisationsstruktur

4. Qualitatsentwicklung und -sicherung

Teil 11

Allgemeine Verfiigung des Senators fiir Justiz und Verfassung Uber Aufgaben und Organisation
der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen in der Fassung vom 06.12.2010 mit erganzenden
Regelungen

Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis

Datum: 17.01.2011



&,
SO
% Handbuch Soziale Dienste der Justiz im Lande Bremen

1. Vorbemerkung

Das Vorhaben, ein Handbuch fir die Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen (SDdJ) zu entwi-
ckeln, ist aus der Uberzeugung heraus entstanden, dass eine transparente Darstellung der eigenen
Leistungen notwendig ist. Transparenz nach aufien dient der Legitimierung gegeniber Auftraggebern,
Offentlichkeit und Klientinnen. Nach innen erleichtert sie die Verstandigung iiber unverzichtbare fach-
liche Standards der Arbeit.

Das Bemiihen um eine gute Qualitat unserer Arbeit ist seit jeher Bestandteil unserer Praxis. Die Quali-
tat ergibt sich aus dem Grad der Ubereinstimmung zwischen geforderten bzw. erwarteten und tat-
sachlich erbrachten bzw. vorhandenen Leistungen. Demnach ist vorher zu definieren und festzulegen,
welchen Erfordernissen und Kriterien Leistungen zu gentigen haben. Fachliche Standards fir die Be-
wahrungshilfe und fir die Gerichtshilfe waren bei den SDdJ bereits vor Jahren verbindlich festgelegt
worden. Die Fortfihrung der Qualitatsdebatte hat in der Folgezeit zu einer Reihe weiterer verbindli-
cher Regelungen geflihrt.

Durch Veranderung der Rahmenbedingungen setzen sich die SDdJ auRerdem mit der Frage ausein-
ander, wo bzw. fir welche Zielgruppen unser Leistungsangebot eingeschrankt werden muss und wo
es womdglich einer Ergéanzung bedarf.

Mit der Erstellung eines Handbuches fiir die SDdJ verbinden wir deshalb folgende Zielsetzungen:

e Erflillung der gesetzlichen und haushaltsrechtlichen Vorgaben
e Transparenz des Leistungsangebots

e Kundlnnenorientierung

e Mitarbeiterlnnenorientierung

e Entwicklung und Sicherung eines gemeinsamen Qualitatsprofils

Zur Erarbeitung des Handbuchs war im Dezember 2005 eine interne Projektgruppe mit dem Arbeitsti-
tel ,Projekt Leistungsbeschreibung” ins Leben gerufen worden, die allen Mitarbeiterinnen der SDdJ
offen stand.

Wahrend sich fir die gesamte Dauer der Projektarbeit kontinuierlich sechs Mitarbeiterinnen inklusive
der Leitung der SDdJ beteiligten, nahmen an einzelnen Arbeitssitzungen zu abgeschlossenen The-
menkomplexen weitere interessierte Mitarbeiterinnen teil. Aullerdem waren mehrere Mitarbeiterin-
nengruppen gezielt gebeten worden, der Projektgruppe zum Thema Schwerpunktsetzung mit ihrem
speziellen Fachwissen zuzuarbeiten.

Die Projektarbeit war inhaltlich in die drei Hauptthemenbereiche ,Leitbild*, ,Qualititsmanagement”
und ,.Schwerpunktsetzung“ gegliedert. Die jeweiligen Arbeitsergebnisse dazu waren jeweils im Rah-
men von Teamsprecherlnnenkonferenzen vorgestellt und diskutiert worden. Auch diese Diskussi-
onsergebnisse, die Kritik, Anderungs- und Erganzungsvorschlage enthielten, flossen in die Projekt-
gruppe zuriick und wurden dort weiter verarbeitet.

Das nun vorgelegte Handbuch versteht sich als nicht abgeschlossene praktische Arbeitshilfe und ist
deshalb als Lose-Blatt-Sammlung konzipiert worden, um jederzeit aktuelle Anpassungen ohne grofen
Aufwand vornehmen zu kénnen. Neben der Papierform wird es auch auf einem internen Gruppen-
laufwerk allen Mitarbeiterlnnen in elektronischer Form zur Verfligung stehen.

Datum: 17.01.2011
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Das Handbuch besteht aus einem Leitbild, den Arbeitsgrundlagen und fachlichen Standards sowie
dem Qualitatsmanagement. Die einzelnen Abschnitte beziehen sich aufeinander und sind im Kontext
miteinander zu verstehen. Die Inhalte sind nur teilweise neu entwickelt oder erganzt worden. Die we-
sentlichen Punkte sind bereits Bestandteil unserer Arbeit und werden hier erstmals zusammengefasst
dargestellt.

Dazu gehoren zunachst die gesetzlichen Bestimmungen und besonderen Regelungen des Offentlichen
Dienstes, die als Rahmen vorausgesetzt sind und damit nicht Bestandteil des Handbuches selbst sind.
Vielmehr sind die daraus resultierende Allgemeine Verfligung des Senators flr Justiz und Verfassung
Uber Aufgaben und Organisation der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen sowie die weiteren
internen Ausfihrungsbestimmungen des Landgerichts und der Sozialen Dienste selbst hier zusam-
mengefuhrt nachlesbar. Sie werden erganzt durch MaBnahmen und Bestandteile des Qualitatsmana-
gements.

Allem vorangestellt ist das Leitbild als entscheidende Grundlage fiir unser Selbstverstandnis, unsere
Ziele und Aufgaben und nicht zuletzt Gber Werte und Einstellungen der Klientel gegenuber.

Unsere eigenen Anspriiche an unser Handbuch sind hoch. Es soll mit Leben gefillt sein, nicht mehr
aber auch nicht weniger eine Momentaufnahme unserer Arbeit und Organisation darstellen, die sich
weiter entwickeln will. Entsprechend der an sie gestellten Anforderungen und der gesetzten Rahmen-
bedingungen sind Anpassungen erforderlich.

Datum: 17.01.2011
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2. Leitbild

2.1. Unser Auftrag

Die Aufgaben der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen umfassen Bewahrungshilfe, Gerichts-
hilfe und FUhrungsaufsicht entsprechend der gesetzlichen Grundlagen. Diese Aufgabenbereiche neh-
men Diplom Sozialarbeiterlnnen und -padagoglnnen wahr. Wir sind Teil der ambulanten staatlichen
Strafrechtspflege des Landes Bremen.

Wir leisten einen Beitrag zur inneren Sicherheit, indem wir mit unserer Arbeit durch ein ambulantes
Angebot der Hilfe, Unterstiitzung und Kontrolle die (Re-) Integration von straffalligen Menschen in die
Gesellschaft férdern und die Begehung weiterer Straftaten reduzieren.

2.2. Unsere Ziele

Wir wollen erreichen, dass

e die Klientlnnen lernen, ein Leben ohne Straftaten zu fihren.

e die Klientlnnen die Auswirkungen ihrer Straftaten erkennen und den durch die Tat entstande-
nen Schaden, soweit moglich, wiedergutmachen.

¢ die Klientlnnen Unterstiitzung bei der Wahrnehmung ihrer Rechte und Pflichten erfahren.

o die Klientlnnen die Bereitschaft und Fahigkeit zur sozialen Integration entwickeln.

e die Klientlnnen, sich so kurz wie méglich und so lang wie nétig in Haft befinden.

e die Delinquenz fordernden Bedingungen im Leben unserer Klientinnen gemindert werden.

2.3. Unsere Werte

Unser berufliches Handeln beruht auf einem humanistischen Menschenbild mit einer wertschatzenden
Haltung den Klientinnen gegeniber. Die Potenziale der Klientinnen und die Achtung vor der Selbst-
verantwortlichkeit des einzelnen stehen dabei im Vordergrund.

Unser fachliches Handeln ist eingebunden in Teamarbeit und orientiert sich an Methoden sozialer Ar-
beit wie z.B. an Casemanagement und an systemisch-orientierten Ansatzen.

Wir verstehen uns als wesentlichen Teil eines Netzwerkes in der gesamten Straffalligenhilfe des Lan-
des Bremen, der in Kooperation mit anderen Institutionen, Partnern und Auftraggebern handelt.

Datum: 17.01.2011
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3. Organisationsstruktur

Die Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen sind ein einheitlicher sozialer Dienst, der die Ar-
beitsbereiche Bewahrungshilfe, Gerichtshilfe und Fihrungsaufsicht in einer Organisation zusammen-
fasst, die dem Landgericht zugeordnet ist.

Die Gerichts- und Bewahrungshelferinnen arbeiten in finf regionalen Teams an insgesamt vier
Standorten im Lande Bremen, davon zwei in Bremen-Stadt und jeweils einem in Bremen-Nord und in
Bremerhaven. Die bezirklichen Arbeitsgruppen sind jeweils mit 4 bis 8 Fachdienstmitarbeiterlnnen
ausgestattet zuziglich einer Verwaltungsmitarbeiterin. Dabei handelt es sich nicht immer um Vollzeit-
stellen. Der gesamte Dienst wird von einer zentralen Geschaftsstelle unterstitzt.

In dem anliegenden Organigramm ist die interne Organisationsstruktur mit der aktuellen personellen
Ausstattung abgebildet. Ausfuhrlichere Angaben zu den Hierarchieebenen, Gremien und bezirklichen
Arbeitsgruppen finden sich in der Allgemeinen Verfigung des Senators fir Justiz und Verfassung U-
ber Aufgaben und Organisation der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen, in der Fassung
vom 10.08.2004, im Teil 11 des Handbuchs.

Alle Arbeitsplatze des Fachdienstes und der Verwaltung bei den SDdJ sind technikunterstitzt, d.h.
vom IT-Dienstleister Dataport fur die 6ffentliche Verwaltung in Bremen mit entsprechender Hardware,
Basis-Software und Internetzugang ausgestattet. Die SDdJ verfligen somit Uber eine Datenverarbei-
tung, die durch eine zentrale Registrierung und spezielle Fachanwendungen, sowie der Vernetzung al-
ler Dienstsitze gekennzeichnet ist. Die fur die SDdJ entwickelte Fachanwendung SoziJus dient hierbei
der EDV gestlitzten Sachbearbeitung, mit dem insbesondere die Stammdaten, die Registerdaten so-
wie die Sozialdaten auf einem gemeinsamen Datenbestand erfasst werden. Das Datenschutzkonzept
fir die SDdJ sowie das SoziJus Verfahrenshandbuch regeln hierzu Naheres.

Eine Vielzahl von Arbeitsmaterialien wie Dokumentvorlagen und Formulare fur die Berichterstattung
und Aktendokumentation, Arbeitsplanung, Dienstreisen, Fahrtenbicher, Informationsflyer etc. wer-
den dem Handbuch nicht beigefligt, sondern stehen elektronisch an jedem Arbeitsplatz zur Verfi-

gung.

Datum: 17.01.2011
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Soziale Dienste der Justiz im Lande Bremen

- Dienststellenleiter -
(unmittelbare Dienst- und Fachaufsicht)
Dienstsitz: Bremen, Sogestralie 62/64

1 Vertreter

mit 50% Leitungstéatigkeit

0,4 Stelle

durch TSK eingesetzte
zeitlich befristete
Arbeitsprojekte

Teamsprecherlnnen-
konferenz
(Leitung und alle
Teamsprecherlnnen)

Fachverfahrens-
betreuerin

0,5 Stellen
Projektleiterin

TSK = Teamsprecherlnnenkonferenz
(héchstes beratendes Organ, das die Re-
ferentin bei der Durchfiihrung ihrer Auf-
gaben unterstitzen soll)

® = zustandig fir alle weiblichen Klien-
ten mit Ausnahme von Bremerhaven und
Nord

SA = SozialarbeiterInnen/-
padagoglnnen; die Tatigkeit umfasst Ge-
richtshilfe (ohne Vermittlung von ge-
meinnutziger Arbeit bei EFS), Bewéah-
rungshilfe, Fihrungsaufsicht

TS = Teamsekretariat

Hinweis:

Die Durchfiihrung von TOA, Opferbera-
tung sowie die Vermittlung von gemein-
nltziger Arbeit fur die Geldstrafenvoll-
streckung sind freien Tragern Ubertragen

Dienstsitz Dienstsitz Dienstsitz Bremen Dienstsitz Bremen Dienstsitz Bremen Dienstsitz Bremen
Bremerhaven Bremerhaven Nord Auf den Hafen Auf den Hafen Am Dobben Auf den Hafen
Bezirk Bezirk Nord: Bezirk Ost: Arbeitsgruppe Sud Bezirk Zentrale Vermitt-
Bremerhaven: und Frauen®: Mitte-West: lung in Einsatzstel-
5,25 Stellen SA, 4,0 Stellen SA, 4,1 Stellen SA 6,05 Stellen SA, 7,36 Stellen SA, len:

0,5 Stelle TS 0,5 Stelle TS 0,5 Stelle TS 1,0 Stelle TS 0,5 Stelle SA

Zentrale Geschéftsstelle Dienstsitz: Bremen, S6gestralle 62/64
Registerfihrung und Zentralkartei: 3,25 Stellen Verwaltungskréafte

Datum: 17.01.2011



&,
SO
% Handbuch Soziale Dienste der Justiz im Lande Bremen

4. Qualitatsentwicklung und -sicherung

Als Organisation der staatlichen Straffalligenhilfe bieten die Sozialen Dienste der Justiz ein Leistungs-
angebot fur verschiedene Auftraggeber an. Diese Leistungen folgen qualitativen Zielsetzungen mit va-
riierenden Ergebnissen, wie diese von den unterschiedlichen Auftraggebern erwartet werden. Um die-
se Ergebnisse zu gewahrleisten und die Qualitat differenziert beurteilen zu kénnen, wird diese in
Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualitat aufgeteilt. Die nachfolgende Grafik gibt einen Uberblick tiber
die unterschiedlichen Stadien der Qualitatsablaufe. Damit besteht die Méglichkeit, an verschiedenen
Stellen des Dienstleistungsprozesses die Bedingungen und Ablaufe genauer zu betrachten und zu be-
werten.

Die Strukturqualitat bezieht sich auf die grundsétzlichen Rahmenbedingungen unter denen die Dienst-
leistung zu erbringen ist. Neben den gesetzlichen Grundlagen beinhaltet sie u. a. die personelle Aus-
stattung und die regionale Gliederung in Arbeitsgruppen.

Der Dienstleistungsprozess wird durch die Prozessqualitat beschrieben. Zur systematischen Planung
und Verwirklichung der Dienstleistung wird in den unterschiedlichen Aufgabenbereichen nach festge-
legten fachlichen Standards gearbeitet. Gleichzeitig findet eine Dokumentation der Tatigkeiten statt,
die die verschiedenen Arbeitsablaufe sichtbar macht.

Ob die formulierten Ziele erreicht werden, spiegelt die Ergebnisqualitdt wieder. Dabei werden die Er-
gebnisse aus den unterschiedlichen Blickwinkeln der Auftraggeber betrachtet. Das Spektrum reicht
hier von erledigten Auflagen und Weisungen aus den Bewahrungsbeschliissen bis hin zur Erreichung
der in den Arbeitsplanen mit den Klientinnen vereinbarten Zielsetzungen.

Die nachstehenden Bedingungen, Arbeitsablaufe und die erbrachten Leistungen werden durch ein dif-
ferenziertes System gesichert. Dieses dient dazu, die Arbeitsablaufe und deren Ergebnisse unter den
Aspekten der Effektivitdt und Effizienz zu gewdhrleisten. Hierunter werden MalRnahmen verstanden,
die vorbeugend, Uberwachend und korrigierend den Dienstleistungsprozess steuern.

Eine besondere Bedeutung kommt dabei der Teamarbeit und dem damit verbundenen kollegialen
Austausch zu. Dartiber hinaus wird die interne Qualitétssicherung durch Datenpflege und deren Be-
wertung gewabhrleistet. Diese wird ggf. erganzt durch eine von auf3en stattfindende Fachberatung, die
ebenfalls Bestandteil des Sicherungsprozesses ist.

Weiterhin dienen strukturelle Einrichtungen wie die Teamsprecherlnnen-Konferenz der Sicherung in-
haltlicher Ablaufe und zu erbringender Dienstleistungen.

Die Leitung der SDdJ bedient sich zur Qualitatssicherung verschiedener Instrumente. Dabei wirken
insbesondere die Steuerungsfunktionen der Teamsprecherlnnen-Konferenz mit Innovationsauftragen
von Projektgruppen oder einzurichtenden Qualitatszirkeln zusammen. Ebenso findet ein Controlling
statt. Hierdurch werden die Arbeitsergebnisse Uberpruft und mit den Zielsetzungen abgeglichen.
Gleichzeitig findet damit eine Bewertung der Arbeitsablaufe statt.

Far die kontinuierliche Weiterentwicklung und den damit verbundenen Veréanderungen des Dienstleis-
tungsprozesses sind sichernde Malinahmen vorhanden (z.B. Fortbildungen der Mitarbeiterinnen)
oder sollen mit den erwahnten Instrumenten entwickelt werden (z.B. Befragungen der Auftragge-
ber).

Datum: 17.01.2011
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Qualitat

Die Sozialen Dienste der Justiz (SDdJ)
bieten ein bedarfsgerechtes Leistungs-
angebot an. Wir beriicksichtigen die
Anspriiche unserer Auftraggeber (Ge-
richte, Staatsanwaltschaften, KlientIn-
nen, Dienstherr). Diese haben das
Recht, ihre Auftrage an uns als Leistung
erbringende Organisation zu formulie-
ren. Dabei achten wir darauf, qualitativ
abgesicherte Leistungen zu erbringen.
Unser Ziel ist die Ubereinstimmung von
IST und SOLL. Die unterschiedlichen
Erwartungshaltungen und Anspriiche
der Auftraggeber an die sozialarbeite-
rische Qualitat werden dabei von uns

beachtet.

Strukturqualitat

Gesetzliche Grundlagen

Anzahl der Fachdienstmitarbeiterinnen und Mitarbeiterin-
nen in Verwaltung und Teamsekretariaten.

Sachliche, technische und raumliche Ausstattung.
Zugangsqualifikation der Fachdienstmitarbeiterinnen als
Dipl. Sozialarbeiterlnnen/-padagoglnnen.

Personelle Kontinuitat

Regional organisierte Teams, die ihre Aufgaben (BWH, FA,
GH) einheitlich wahrnehmen.
Kooperationsvereinbarungen mit anderen Tragern der
Straffélligenarbeit.

Ehrenamtliche Arbeit.

Prozessqualitat

Fachliche Standards fur Bewahrungsaufsichten.

Fachliche Standards fur Gerichtshilfeauftrage.

Fachliche Standards bei freiwilliger (formloser) Betreuung.
Dokumentation der Tatigkeit durch Aktenfuhrung, Arbeits-
pléane, Jahresberichte und Statistiken.
Schwerpunktbildung.

Erganzende Fachliche Standards fir Schwerpunkte.

Ergebnisqualitat

Erledigte Auflagen und Weisungen.

Erlassene Freiheitsstrafe.

Abgekirzte Bewahrungs- bzw. Unterstellungszeit.
Erreichte - zu Beginn der Bewéhrungszeit im Arbeitsplan
vereinbarte - Ziele.

Verbesserte Sozialprognose (Gerichtshilfe).

Nicht zu verbiiRende Ersatzfreiheitsstrafe (Gerichtshilfe).

Qualitatssicherung

Fortbildung der Mitarbeiterinnen
Supervision

Teamarbeit und kollegiale Bera-
tung
Teamsprecherlnnenkonferenzen
(TSK)

Fachlicher Austausch zwischen
Team und TSK
Jahresgesprache und Zielverein-
barungen

Datenpflege und —bewertung

Befragung der Auftraggeber

Datum: 17.01.2011
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I. Aufgabenstellung

Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis zur Anlage >>

81 Tatigwerden nach Auftrag oder auf Antrag

1)

@)

Die sozialpadagogischen Mitarbeiter nehmen ihre Aufgaben aufgrund von Auftra-
gen der Gerichte, der Staatsanwaltschaft und der fir das Gnadenverfahren zu-
standigen Behorden wahr. Die Auftraggebenden Stellen kénnen ihnen fir ihre Ta-
tigkeit im Einzelfall Weisungen erteilen.

Die sozialpadagogischen Mitarbeiter konnen auch auf Antrag von Beschuldigten
und Betroffenen tatig werden (formlose Betreuung). Das Nahere regelt eine ent-
sprechende Verfiigung des Referenten.

Datum: 17.01.2011
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Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis
82 Ziele

(1) Die Erfullung der Aufgaben nach dieser Allgemeinen Verfiigung hat zum Ziel, die
Delinquenz férdernden Bedingungen im Leben der Klienten in der Weise zu beein-
flussen, dass diese befahigt werden, ein Leben ohne Straftaten zu fihren, die
Auswirkungen ihrer Taten zu erkennen und den durch die Tat entstandenen Scha-
den Widergutzumachen.

(2) Die Aufgabenerfullung soll dazu beitragen, Haft zu vermeiden oder zu verkirzen.

(3) Die Klienten sollen in die Lage versetzt werden, ihre Angelegenheiten selbst zu

ordnen und zu regeln. lhre Bereitschaft und Fahigkeit zur sozialen Integration ist
zu fordern. Sie sind in dem Bemuhen zu unterstiitzen, ihre Rechte und Pflichten
wahrzunehmen.

Datum: 17.01.2011
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Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis zur Anlage >>

83

Grundsatze der Aufgabenwahrnehmung

1)

Die sozialpadagogischen Mitarbeiter nehmen ihre Aufgaben selbstéandig und eigen-
verantwortlich wahr. Sie haben die zu treffenden MaRnahmen nach einheitlichen
Grundsatzen und unter Berucksichtigung der rechtlichen Regelungen, der Anwei-
sungen der Auftraggebenden Stellen im Einzelfall sowie nach fachlichen Erkennt-

nissen durchzufihren.

Datum: 17.01.2011
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Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis

84 Aufklarung und Beratung

1)

(2

©)

Die Klienten sind Uber ihre Rechte und Pflichten zu belehren. Sie sind Uber die
Mdglichkeiten, rechtliche oder soziale Hilfen und Sozialleistungen in Anspruch zu-
nehmen, aufzuklaren.

Die Klienten sind Uber die auftraggebende Stelle, den Inhalt des Auftrages und die
Art seiner Durchfuhrung zu unterrichten. Die zur Aussageverweigerung Berechtig-
ten sind zu belehren, dass es ihnen freisteht, sich zu &uf3ern.

Den Klienten ist zu eroffnen, dass den auftraggebenden Stellen wahrheitsgeman
zu berichten ist, unabhangig davon, ob sich dies zu Gunsten oder zu Lasten der
Klienten auswirken kann.

Datum: 17.01.2011
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Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis

85

Beteiligung der Klienten

Die Klienten sind tber alle wesentlichen MaRnahmen, die geplant oder eingeleitet wer-
den, in der Regel rechtzeitig zu unterrichten und zu beteiligen

Datum: 17.01.2011
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Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis

8 6 Ehrenamtliche Mitarbeit

1)

@)

Die Sozialen Dienste der Justiz haben ehrenamtliche Mitarbeiter in der Straffalli-
genhilfe bei der Wahrnehmung der gemeinsamen Aufgaben zu unterstitzen.

Die Mitwirkung von sozialpadagogischen Mitarbeitern bei privaten Tragern der
Straffélligenhilfe kann als dienstliche Tatigkeit anerkannt werden, wenn mit dem
Trager eine Kooperationsvereinbarung nach 8 7 Abs. 2 dieser Allgemeinen Verfi-
gung besteht.

Datum: 17.01.2011
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Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis zur Anlage >>

8 7 Zusammenarbeit

1)

@)

Mit den Amtern, den Hilfeeinrichtungen anderer Behérden und den Verbanden der
freien Wohlfahrtspflege ist eng zusammenzuarbeiten. Dies gilt insbesondere fir die
Zusammenarbeit mit Personen, Fachkraften, Diensten und Einrichtungen, die in
den jeweiligen Regionen (8 10) fur die soziale Integration der Klienten unterstut-

zend tatig sind.

Die Zusammenarbeit mit den Tragern und Einrichtungen der Freien Straffalligenhil-
fe im Lande Bremen soll durch Kooperationsvereinbarungen geregelt werden.

Datum: 17.01.2011
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1. Organisation des Dienstbetriebes
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8 8 Einrichtung und Bezeichnung der Dienststelle

)

@)

Im Geschéftsbereich des Senators fur Justiz und Verfassung wird zum 01.01.2011
eine Dienststelle mit der Bezeichnung ,Soziale Dienste der Justiz im Lande Bre-

men*“ gebildet.
Die Dienst- und Fachaufsicht Uber die Dienststelle Soziale Dienste der Justiz im

Lande Bremen obliegt dem Senator fur Justiz und Verfassung. Die Weisungsbefug-
nis des Gerichts nach § 56d Absatz 4 Satz 2 und nach § 68a Absatz 5 des Strafge-

setzbuches bleibt unberihrt.

Datum: 17.01.2011
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Leitung der Dienststelle Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen

1)

(2

©)

)

Die Leiterin oder der Leiter der Dienststelle Soziale Dienste der Justiz im Lande
Bremen wird durch den Senator fir Justiz und Verfassung bestellt. Die Leiterin
oder der Leiter der Dienststelle soll das in der Allgemeinen Verfigung des Senator
far Justiz und Verfassung Uber die Anforderungsprofile fiir die Berufsgruppen bei
den Gerichten und Staatsanwaltschaften vom 20. Dezember 2007 in § 2 C Il for-
mulierte Anforderungsprofil fir den Leiter der Sozialen Dienste der Justiz erfillen.

Der Leiterin oder dem Leiter der Dienststelle obliegt die Dienst- und Fachaufsicht
Uber die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Sozialen Dienste der Justiz.

Der Senator fur Justiz und Verfassung bestellt eine stdndige Vertreterin oder einen
standigen Vertreter fur die Aufgaben der Leiterin oder des Leiters der Dienststelle.
Die standige Vertreterin oder der standige Vertreter soll das in der Allgemeinen
Verfiigung des Senators flr Justiz und Verfassung Uber die Anforderungsprofile flr
die Berufsgruppen bei den Gerichten und Staatsanwaltschaften vom 20. Dezember
2007 in § 2 C Il formulierte Anforderungsprofil fur den Leiter der Sozialen Dienste
der Justiz erfullen.

Die Leiterin oder der Leiter der Dienststelle kann einzelne ihr oder ihm obliegende
Aufgaben auch anderen sozialpddagogischen Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter zur
Wahrnehmung in ihrem oder seinem Auftrag Ubertragen.

Datum: 17.01.2011
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8§ 10 Arbeitsgruppen
(3) Die Sozialen Dienste der Justiz sind regional gegliedert in die Arbeitsgruppen Bre-
men-0st, -Sud, -Mitte-West, -Nord sowie Bremerhaven.

(4) Ausgenommen von der regionalen Zustandigkeit ist die "Arbeitsgruppe Frauen".
Sie ist zustandig fir alle Klientinnen im stadtbremischen Bereich.

Datum: 17.01.2011
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8 11 Aufgaben der Arbeitsgruppen

(1) Jede Arbeitsgruppe nimmt die ihr zugewiesenen Aufgaben der Bewdahrungshilfe,
der Fuhrungsaufsicht, der Gerichtshilfe, der Amtshilfe und der formlosen Betreu-
ung mit den der Arbeitsgruppe zugeordneten Mitarbeitern einheitlich wahr.

(2) Soweit es die Aufgabenerfillung zuldsst, konnen die Mitarbeiter Regelungen tref-
fen, wonach einzelne Mitarbeiter Teilaufgaben Uberwiegend erledigen.

Datum: 17.01.2011
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8 12 Geschéaftsverteilung der Arbeitsgruppen

®)

(6)

)

®

©)

(10)

Die Arbeitsgruppen geben sich einen Geschéaftsverteilungsplan. Dieser regelt ins-
besondere:

1) Die Zuordnung der Klienten nach fachlichen Kriterien in Abstimmung mit
den Mitarbeitern, soweit eine namentliche Bestellung durch das Gericht
nicht erfolgt ist

2) Die Sicherstellung der Durchfiihrung der Beschliisse der Arbeitsgruppe

3) Die Koordination der Aufgabenwahrnehmung in der Arbeitsgruppe

4) Die Sicherstellung und Forderung der kollegialen Beratung der Mitarbeiter

5) Das Einbringen und die Umsetzung fachlicher Erkenntnisse

6) Die Planung, Durchfiihrung und Koordination einzelfalliibergreifender Ange-
bote und Aktivitaten

7) Die fachliche Vertretung der Arbeitsgruppe.

8) Die Geschéftsverteilungsplane und ihre Anderungen bedirfen der Zustim-
mung des Referenten der Sozialen Dienste der Justiz.

Jede Arbeitsgruppe halt mindestens alle 14 Tage eine Dienstbesprechung ab, de-
ren wesentliche Ergebnisse protokolliert und aktenkundig gemacht werden.

Jede Arbeitsgruppe bietet feste Sprechzeiten an (einmal in der Woche auch bis
mindestens 18.00 Uhr) und regelt, dass in den anderen allgemeinen Dienstzeiten
zumindest ein Mitglied der Arbeitsgruppe in den Dienstrdumen erreichbar ist (Pra-
senz).

Jede Arbeitsgruppe regelt, dass an allen Sitzungen der von dem Referenten gebil-
deten Fachgruppen und -ausschisse mindestens ein Mitglied der Gruppe teil-
nimmt.

Jede Arbeitsgruppe legt dem Referenten zum 31.03. eines jeden Jahres einen Er-
fahrungsbericht Uber ihre Tatigkeit im abgelaufenen Jahr vor. Das Néhere regelt
eine Verfiigung des Referenten.

Von den in Abs. 1 bis Abs. 5 getroffenen Regelungen kann nur im Einvernehmen
mit dem Referenten abgewichen werden.

Datum: 17.01.2011
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8§ 13 Sprecher

(1) Jede Arbeitsgruppe wahlt oder benennt einen Teamsprecher fur jeweils mindes-
tens ein Jahr.

(2) Der Teamsprecher vertritt die Arbeitsgruppe sowohl gegentber dem Referenten
als auch in der Konferenz der Teamsprecher. Er ist verantwortlich fir den gegen-
seitigen Informationstransfer.

(3) Kann oder will eine Arbeitsgruppe eine Sprecherin oder einen Sprecher nicht wah-
len oder benennen, bestimmt die Dienststellenleiterin oder der Dienststellenleiter
eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter, die oder der diese Funktion zu lberneh-
men hat.
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8 14 Konferenz der Teamsprecher

1)

@)

Die Sprecher der Arbeitsgruppen sowie der Referent und seine Vertreter bilden die
Konferenz der Teamsprecher. Die Konferenz tritt in monatlichen Abstanden zu-
sammen. Sie hat den Referenten bei der Erledigung seiner Aufgaben und in allen
fachlichen Fragen zu beraten. Sie entwickelt Vorschlage fur die Lésung aufgetrete-
ner Probleme, sie erdrtert Fachfragen und erarbeitet Stellungnahmen. Die Konfe-
renz bildet auch das Forum fir den gegenseitigen Informationsaustausch zwischen
den einzelnen Arbeitsgruppen.

Halt es der Referent oder eine der Arbeitsgruppen fur erforderlich, auRerhalb der
vereinbarten Termine die Konferenz einzuberufen, so ladt der Referent in ange-
messener Frist schriftlich unter Mitteilung des beabsichtigten Besprechungsgrundes
ein.

Datum: 17.01.2011
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§ 15 Zustandigkeit

(1) Die Zustandigkeit fur eingehende Auftrage richtet sich nach den folgenden Krite-
rien in der angegebenen Reihenfolge:

=

Personliche Bestellung durch Gerichtsbeschluss.

2. Liegt fur den Klienten bereits ein anderer Auftrag vor, gilt diese Zustandig-
keit auch fir den neuen Auftrag (Grundsatz des einheitlichen Dienstes).

3. Wurde fur den Klienten ein bereits abgeschlossener Auftrag bearbeitet, so
gilt diese Zustandigkeit auch fur den neuen Auftrag (Grundsatz der durch-
gehenden Betreuung).

4. Ist bei Auftragseingang bekannt, wo der Klient den Wohnsitz hat oder nach

einer Entlassung haben wird, regelt die ortlich zustandige Arbeitsgruppe,

wer den Auftrag Ubernimmt (Grundsatz der Regionalisierung).

(2) Lasst sich die Zustandigkeit nach Abs. 1 nicht festlegen, entscheidet der Referent
oder sein Vertreter.

(3) Wird ein Wechsel der Zustandigkeit angestrebt, so sind nachfolgende Gesichts-
punkte zu beachten:

1. Wahrend eines laufenden Arbeitsauftrages soll die Zustéandigkeit nicht ge-
wechselt werden. Wird gleichwohl ein Wechsel fur erforderlich gehalten, ist
zunachst im kollegialen Kontakt ein Einvernehmen zwischen den abgeben-
den und den Ubernehmenden Mitarbeitern anzustreben. L&sst sich kein kol-
legiales Einvernehmen erzielen, entscheidet der Referent der Sozialen
Dienste der Justiz.

2. Ein Wechsel in der Zustandigkeit kommt insbesondere in Betracht, wenn
Klienten nach Bremen-Nord oder nach Bremerhaven oder von dort in einen
stadtbremischen Bezirk umziehen.

3. In den Féllen des Abs.1 Nr. 3 kommt ein Zustandigkeitswechsel insbesonde-
re in Frage, wenn:

e aus dem vorhergehenden Arbeitsauftrag kein intensiver Kontakt zum
Klienten zustande gekommen ist,

¢ die Bewahrungs- oder Fuhrungsaufsicht mehr als 3 Jahre abgeschlossen
ist oder mit einem Widerruf endete,

o der frihere Gerichtshilfeauftrag langer als 2 Jahre, das Amtshilfeersu-
chen langer als 1 Jahr zurickliegt,

e wenn der Klient dies ausdricklich wiinscht und der Mitarbeiter zustimmt

Datum: 17.01.2011
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§ 16 Aktenfuhrung

Fur jeden Arbeitsauftrag wird eine Akte angelegt, in der die zustédndigen Mitarbeiter alle

wesentlichen Arbeitsschritte schriftlich und nachvollziehbar dokumentieren. Das Nahere
regelt der Referent.
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8§ 17 Schwerpunktbildung

Bei Klienten mit Sexualdelinquenz, gravierenden Gewaltproblematiken und solchen, bei
denen das Jugendstrafrecht Anwendung findet, besteht ein besonderer Bedarf an
Betreuung und/ oder Kontrolle. Zur Biindelung von Kompetenzen im Umgang mit die-
sen Tatergruppen kénnen sozialpddagogische Mitarbeiter in den Arbeitsgruppen ent-
sprechende Vertiefungsgebiete bilden.

Datum: 17.01.2011
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8§ 18 Dienstzeiten

1)

@)

©)

4

Im Rahmen der fiur den 6ffentlichen Dienst festgesetzten téaglichen Arbeitszeit und
vorbehaltlich der durch den Referenten der Sozialen Dienste der Justiz bestimmten
Prasenzzeiten sind die sozialpddagogischen Mitarbeiter der Arbeitsgruppen befugt,
ihre Dienstobliegenheiten auch auflerhalb der Ublichen Dienstzeiten und auf3erhalb
der Dienstgebaude wahrzunehmen, soweit die Erfullung der Aufgaben dies erfor-
derlich macht. Eine ganztagige Abwesenheit ist nur aus zwingenden dienstlichen
Griuinden zulassig. Sie bedarf der Zustimmung des Referenten.

Die sozialpédagogischen Mitarbeiter haben an wenigstens 2 Tagen in der Woche
zu festen Zeiten Sprechstunden abzuhalten.

Der Referent ist befugt, im Einzelfall den schriftlichen Nachweis Uber den Ar-
beitseinsatz anzuordnen.

Die Mitarbeiter, die nicht sozialpddagogische Mitarbeiter sind, unterliegen der gel-
tenden Dienstvereinbarung Uber die gleitende Arbeitszeit.

Datum: 17.01.2011
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8 19 Dienstgédnge und Dienstreisen

1)
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Far Dienstgdnge zu Orten innerhalb des Bereiches des Verkehrsverbundes, die mit
Offentlichen Verkehrsmitteln und vertretbarem zeitlichen Aufwand erreicht werden
kénnen, sind die den Arbeitsgruppen zur Verfligung gestellten Monatskarten zu
benutzen. Dies gilt insbesondere fir den innerstadtischen Bereich. Fur Dienstgan-
ge zu Orten, die nur mit unverhaltnisméalligem Zeitaufwand mit offentlichen Ver-
kehrsmitteln erreicht werden kénnen, ist die Benutzung des privaten Pkw zulassig,
sofern die Dienststellenleiterin oder der Dienststellenleiter dafir die Genehmigung
erteilt hat.

Antrage auf die Genehmigung von Dienstreisen Uber die Landesgrenzen hinaus
sind mindestens 14 Tage vor Antritt der Reise bei der Dienststellenleiterin oder
dem Dienststellenleiter zu stellen.

Datum: 17.01.2011
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8 20 Fortbildung und externe Fachberatung
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Die sozialpadagogischen Mitarbeiter sind verpflichtet, sich in angemessenem Um-
fang fortzubilden.

Die einzelnen Arbeitsgruppen und ihre Mitglieder kénnen eine Beratung durch ex-
terne Fachkréafte in Anspruch nehmen, wenn die betreffenden Mitarbeiter sich kon-
tinuierlich daran beteiligen. Die Anzahl der externen Fachberatungen bestimmt der
Senator fur Justiz und Verfassung in Abstimmung mit dem Referenten der Sozialen
Dienste der Justiz im Rahmen der zur Verfligung stehenden Haushaltsmittel.

Einzelne sozialpddagogische Mitarbeiter konnen externe Fachberatung (Supervisi-
on) in Anspruch nehmen.

Aktivitaten gemal Abs. 1 bis 3 werden vom Dienstherrn im Rahmen der zur Verfu-
gung stehenden Haushaltsmittel gefordert.

Datum: 17.01.2011
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§ 21 Aufgaben

€))

(2

Die sozialpadagogischen Mitarbeiter fihren die Aufsicht und Leitung tber die Klien-
ten. Sie stehen ihnen beratend, helfend und betreuend zur Seite mit dem Ziel,
diese zu befahigen, ein straffreies Leben in sozialer Verantwortung zu fithren und
die Auswirkungen ihres delinquenten Handelns zu erkennen.

Die sozialpddagogischen Mitarbeiter Uberwachen im Einvernehmen mit den auf-
traggebenden Stellen die Erflillung der Auflagen und Weisungen.
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§ 22 Berichtspflicht

1)
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Die sozialpadagogischen Mitarbeiter berichten Gber die Lebensfiihrung der Klienten
grundsétzlich innerhalb der ersten drei Monate nach Beginn der Bewahrungsauf-
sicht, anschliefend in jahrlichem Abstand und zum Ablauf der Bewahrungszeit,
soweit von der auftraggebenden Stelle keine anderen Zeiten bestimmt werden.
Zwischenberichte sind zu erstatten, wenn das Verhalten der Klienten oder sonstige
Umstande - insbesondere bei der Erflllung der erteilten Auflagen und Weisungen -
hierzu Anlass geben.

Der schriftliche Bericht muss sdmtliche Quellen zu den mitgeteilten Tatsachen an-
geben. Neben Tatsachen und Fakten enthélt der Bericht Wertungen und Einschat-
zungen, die als solche deutlich gekennzeichnet sein mussen.

Datum: 17.01.2011
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§ 23 Arbeitsplan

1)
@)

©)

Nach Ubernahme der Bewahrungsaufsicht ist eine schriftliche Planung zu erstellen,

die unter Berucksichtigung der Auflagen und Weisungen der auftraggebenden Stel-
le Angaben Uber Art, Umfang, Dauer und Durchflihrung von BetreuungsmaRnah-
men enthalt. Die Klienten sind an der Aufstellung des Plans zu beteiligen. Der Ar-
beitsplan ist entsprechend der Entwicklung der Klienten fortzuschreiben.

Zu dem im Arbeitsplan festgestellten Zeitpunkt des friihestméglichen Straferlasses
ist zu prufen, ob die Bedingungen fir eine entsprechende Anregung beim Gericht
erfullt sind. Erfolgt keine Anregung, sind die Griinde hierfur in der Akte zu vermer-
ken.

Datum: 17.01.2011



Handbuch Soziale Dienste der Justiz im Lande Bremen

Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis

8§ 24 Hausbesuche
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Die sozialpddagogischen Mitarbeiter haben sich einen eigenen Eindruck von den
Wohnverhéltnissen der Klienten zu verschaffen. Zu diesem Zweck soll im ersten

Betreuungsjahr ein

Hausbesuch durchgefuhrt werden. Wird davon abgewichen, sind die Grinde hier-
fir in der Akte zu vermerken.

Der Hausbesuch soll mit der Zustimmung der Klienten erfolgen.

Datum: 17.01.2011
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- Gerichtshilfe —
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§ 25 Auftraggeber

(1) Gerichtshilfeauftrage werden eingeleitet auf Ersuchen einer Staatsanwaltschaft, ei-
nes Gerichtes, einer mit Gnadensachen oder mit Strafregistervergtinstigungen be-
fassten Stelle, gemal 8§ 1 Abs.2 dieser Verfigung oder im Wege der Amtshilfe fir
eine andere Gerichtshilfestelle.

(2) Das Nahere Uber die Beauftragung der Sozialen Dienste der Justiz durch die
Staatsanwaltschaft Bremen wird durch eine gesonderte Allgemeine Verfiigung ge-
regelt.

Datum: 17.01.2011
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§ 26 Aufgabenerfullung
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Zur Erfullung der Gerichtshilfeaufgaben ist die Erforschung der Personlichkeit und
der Lebensverhéltnisse der Klienten erforderlich. Die Ursachen und Beweggriinde
fur das strafbare Verhalten und die Aussichten, Ansatzpunkte, Einwirkungsmog-
lichkeiten und Wege fiir eine kiinftige geordnete Lebensfiihrung der Klienten sind
zu ermitteln.

Im Rahmen des Ermittlungsverfahrens und des Hauptverfahrens sind die Umstén-
de zu erforschen, die fur die Bestimmung der Rechtsfolgen der Tat und fir die
Strafzumessung sowie die Strafaussetzung zur Bewéhrung von Bedeutung sein
kdnnen. Soziale und psychische Auffalligkeiten der Klienten sollen aufgeklart wer-
den. Es kann ein Tater-Opfer-Ausgleich, insbesondere eine Schadenswiedergutma-
chung, angeregt werden, der den Klienten bei der Strafzumessung zugute kom-
men kann. Es sollen soziale Hilfsmalinahmen fir die Klienten eingeleitet werden,
die im Rahmen einer Kriminalprognose zu ihren Gunsten bertcksichtigt werden
kdénnen.

Durch die Einschaltung in Haftsachen kann in geeigneten Fallen der Vollzug der
Untersuchungshaft verkirzt oder vermieden werden, indem die personliche oder
wirtschaftliche Lage der Klienten aufgeklart und auf diese Weise Umstande zu Ta-
ge gebracht werden, die den Verdacht der Fluchtgefahr ausradumen oder entschei-
dend mindern.

Die die Gerichtshilfetatigkeit austibenden sozialpadagogischen Mitarbeiter haben
sowohl die zu Gunsten als auch zu Lasten der Klienten ins Gewicht fallenden Um-
stéande zu bericksichtigen.
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§ 27 Belehrungen

1)

@)

©)

4

Die sozialpddagogischen Mitarbeiter haben bei Gerichtshilfeauftragen den betrof-
fenen Personen mitzuteilen, wer sie beauftragt hat und was sie ermitteln sollen.

Die Klienten und die zur Aussageverweigerung berechtigten Personen sind vorweg
darUber zu belehren, dass es ihnen freisteht, Auskiinfte zu erteilen. Erkundigungen
bei dritten Personen werden im allgemeinen nur eingeholt, wenn die Klienten da-
mit einverstanden sind; dies gilt nicht fir die Einholung von Auskinften bei Behoér-
den.

Lehnen die Klienten eine Zusammenarbeit ab, so wird dies der ersuchenden Stelle
mitgeteilt. Gleiches gilt, wenn eine Person, deren Angaben fir die Durchfiihrung
des Berichtsauftrages von erheblicher Bedeutung sind, die Zusammenarbeit ab-
lehnt.

Kommen die Klienten den Vorladungen der Sozialen Dienste der Justiz nicht nach,
so ist zu versuchen, den Auftrag aktiv mit Hilfe anderer geeigneter MalRnahmen zu
erftllen.
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§ 28 Berichterstattung
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Der Gerichtshilfebericht wird in der Regel schriftlich erstattet und von den sozial-
padagogischen Mitarbeitern in eigener Verantwortung unterzeichnet. Der Bericht
wird der auftraggebenden Stelle unmittelbar zugeleitet. Bei Beauftragungen gemaf
8 1 Abs. 2 dieser Verfigung erhalten die Klienten eine Durchschrift des Berichtes.

Der Inhalt des Gerichtshilfeberichtes richtet sich in erster Linie nach dem Berichts-
auftrag und soll, soweit dies erforderlich erscheint, eine psychosoziale Anamnese,
Diagnose und Prognose enthalten. Der Bericht hat sich auf mit Quellen belegte
Tatsachenangaben zu stitzen.

Die sozialpadagogischen Mitarbeiter fihren ihren Schriftwechsel bei Gerichtshilfe-
angelegenheiten unter ihrem Namen.

Datum: 17.01.2011



% Handbuch Soziale Dienste der Justiz im Lande Bremen
Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis zur Anlage >>

IV. Inkrafttreten
Diese Allgemeine Verfiigung tritt am 15.08.2004 in Kraft.
Zugleich tritt die Allgemeine Verfigung des Senators fir Justiz und Verfassung tber Aufgaben

und Organisation der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen vom 25.01.1999 aulRer
Kraft.
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Anlagen

Formlose Betreuung (zu 81)

Regelungen fiir Urlaubs- und Krankheitsvertretung (zu 83)

Geschéftsverteilung fur den/die Referentln und seiner/ihrer Vertreterin (zu 89)
Anforderungsprofil fur die Leiterin der SDdJ beim LG Bremen (zu 89)
Erfahrungsberichte der Arbeitsgruppen (zu 812)

Aktenanlage durch die Geschéaftsstelle (zu 816)

Abgabe von Akten der Bewahrungshilfe und Flihrungsaufsicht(zu 816)

Fristen fur Aktenvernichtung (zu 816)

Schwerpunkte (zu 817)

Arbeitsgrundlagen fur den Schwerpunkt Frauen (zu 817)

Arbeitsgrundlagen fur den Schwerpunkt Jugendliche und Heranwachsende (zu 817)
Arbeitsgrundlagen fur den Schwerpunkt Sexualstraftater (zu 817)

Risikoprognostik bei Sexualstraftater (zu 817)

Risikoprognostik fir Sexualstraftater (zu 817)

Arbeitsgrundlagen fur den Schwerpunkt Klientinnen mit gravierender Gewaltproblematik (zu 817)
Risikoprognostik fir Gewaltstraftater (zu 817)

Prasenz- und Innendienstzeiten (zu 818)

Durchfiihrung von Bewahrungsaufsichten (zu §21)

Fachliche Standards der Sozialen Dienste der Justiz bei dem Landgericht Bremen (zu 8§21)
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Festlegung von Mindestkontakten fiir Bewahrungshilfe und Fuhrungsaufsicht(zu §21)

Vorbereitungen zum Abschluss eines Auftrages (zu 821)

Aussagegenehmigung fir Zeugenaussagen von Bewahrungshelfern (zu 821)

Bewahrungsaufsichten — Arbeitsplan (zu §23)

Arbeitsplan (zu §823)

Anlage 1 Checkliste (C) (zu 823)

Anlage 2 Problemlagenanalyse (P) (zu §823)

Fachliche Standards ftr die Durchfihrung von GH-Auftragen (zu 825)

Erhebungen von Sozialdaten bei Beauftragungen in Gerichtshilfesachen (zu §25)

Aussagegenehmigung fiir Zeugenaussagen von Gerichtshelfern (zu §25)
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Formlose Betreuung (zu 81)

Verfigung: Referentin SDdJ Datum: 03. Marz 2004

Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zuruck zu 81

In Ergdnzung zu § 1 Abs.2 der allgemeinen Verfligung des Senators fur Justiz und Verfassung vom
25. Januar 1999 uber Aufgaben und Organisation der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen
in der jeweils geltenden Fassung bestimme ich nachfolgende Regelungen zur formlosen Betreuung.

Definition

Formlose Betreuung ist eine Hilfeleistung im Rahmen der Frihhilfe oder
der nachgehenden Hilfe.

Auch far Klientinnen in der Strafvollstreckung kann auf deren Wunsch hin
Formlose Betreuung eingerichtet werden.

Formlose Betreuung erfolgt von Seiten der Klientinnen® ausschlieBlich
freiwillig und verlauft in der Regel Uber einen langeren Zeitraum. Die Tatig-
keit der Mitarbeiterin geht deutlich Gber einmaligen Kontakt und Beratung
hinaus.

Hilfeleistungen im Rahmen der Amtshilfe oder Gerichtshilfe sind vorrangig.

Art der Hilfen

Formlose Betreuung umfasst Beratung und Hilfen in strafrechtlichen Prob-
lemlagen. Sie ist keine Rechtsberatung.

Ferner beinhaltet die Formlose Betreuurg Beratung und Hilfen zur per-
sonlichen Lebensgestaltung. Hierzu gehdren insbesondere soziale Hilfen zur
Beschaffung und Erhaltung einer Wohnung, Sicherstellung des Lebensunter-
halts, der schulischen und beruflichen Bildung, Vermittlung in Arbeit bzw.
Qualifizierungsmalnahmen, Sicherung von Beschéaftigungsverhéaltnissen und
Regulierung von Schulden.

Voraussetzungen

Formlose Betreuung soll nach langstens 1 Jahr beendet werden.

Formlose Betreuung wird neben der Bewéahrungs- und Gerichtshilfestatis-
tik in den Geschéftsstellen gesondert erfasst. Fir die Dauer der Formlosen
Betreuung wird dort ein Vorgang angelegt. Er erhalt einen Personalbogen
analog dem der Gerichtshilfe. Zusatzlich soll ersichtlich sein, aus welchem
Anlass und zu welchem Zeitpunkt die Formlose Betreuung eingerichtet
wurde.

Beendigung

Formlose Betreuung wird auf Wunsch der Klientin jederzeit beendet.

Wird die Laufzeit von 1 Jahr ausnahmsweise Uberschritten, sind die Grinde
daftr zu dokumentieren. Der Vorgang wird nach Abschluss der Formlosen
Betreuung abgelegt oder in einen formalen Vorgang tbernommen (Amts-
hilfe, Bewahrungsaufsicht, Gerichtshilfeauftrag). Abgelegte Vorgange sind
nach spatestens 2 Jahren zu vernichten.

1 soweit im Text der vereinfachten Lesbarkeit wegen die weibliche Form verwandt wird, sind damit auch die mannlichen Mitarbeiter bzw. Klienten gemeint.
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Verfahren zur Formlosen Betreuun

1. Eine Kontaktaufnahme von Klientinnen mit der Bitte um Hilfe ist als Antrag zu werten.
Abklarung des Hilfebedarfes.
Vorstellung des Auftrags im Rahmen der Fallverteilung.

Anlegen eines Vorgangs in der Geschaftsstelle.

ok~ 0N

RegelméRige Uberpriifung auf Beendigung der Formlosen Betreuung nach jeweils 6 Mona-
ten und einen Aktenvermerk zum Ergebnis.

6. Verwahrung und Vernichtung des Vorgangs durch die Geschéaftsstelle.

Datum: 17.01.2011
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Regelungen fir Urlaubs- und Krankheitsvertretung (zu 83)

Verfugung: Referentin SDdJ Datum: 06. Juni 2001
Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zurick zu §3
1) | Zum Verstandnis von Urlaubsvertretungen:

Urlaubsvertretungen sind innerhalb von Arbeitsgruppen zur organisieren und festzulegen.
Dazu gibt es innerhalb der Sozialen Dienste der Justiz aktuell zwei gangige Regelungen:
entweder wird der/die abwesende Mitarbeiterln von einem/r bestimmten Mitarbeiterin re-
gelmaRig vertreten oder aber alle im Dienst befindlichen Mitarbeiterlnnen der Arbeitsgrup-
pe sind, z.B. im Rahmen des taglichen Anwesenheitsdienstes, fir die Vertretung zustandig
und ansprechbereit.

Als Voraussetzung fir diese Regelung gilt, dass die Abwesenheit des/der Mitarbeiterin ma-
ximal 30 Urlaubstage pro Kalenderjahr betragt und in einem Stick selten 4 Wochen uber-
schreitet. Dabei ist diese Abwesenheitszeit langerfristig geplant und entsprechend vorberei-
tet, d.h. alle aktuellen oder zu erwartenden Berichtsanforderungen werden vor Urlaubsan-
tritt erledigt und die Klientlnnen von der Abwesenheit unterrichtet. Damit ist gewahrleistet,
dass sich Klientlnnen nur aus dringendem Anlass bei der Vertretung melden. Im Ubrigen
kénnen Besonderheiten in einem Ubergabegesprach erértert und abgesprochen werden.

2)

Wenn Mitarbeiterlnnen plétzlich erkranken, gibt es keine inhaltliche Vorbereitung und kei-
ne Moglichkeit eines Ubergabegespraches. Allerdings ist es haufig maoglich, dass der/ die
erkrankte MitarbeiterIn die wichtigsten Informationen Uber aktuelle Notwendigkeiten an
die Arbeitsgruppe weitergibt. Der/die vertretende Mitarbeiterln missen auf aktuelle Bedar-
fe im Einzelfall reagieren und sich in die laufenden Falle einarbeiten. Solange der/die Mit-
arbeiterIn voraussichtlich nicht langer als 4 Wochen ausféllt, kann es bei den unter ge-
nannten Vertretungsregelungen bleiben.

3)

Andere Regelungen sind erforderlich, wenn Mitarbeiterlnnen plétzlich und langerfristig er-
kranken, d.h. auerplanmaRig langer als 4 Wochen ausfallen. In diesen Féllen gibt es e-
benfalls keine inhaltliche Vorbereitung und keine Mdglichkeit eines Ubergabegesprachs.
Auch hier mussen der/die vertretenden Mitarbeiterinnen auf aktuelle Bedarfe im Einzelfall
reagieren und sich in die laufenden Félle einarbeiten.

Die fur Urlaubsvertretung geltenden Regelungen greifen jedoch nicht automatisch:

a)

Ggs. ist zu prifen, ob die Betreuung der Klientlnnen und die Bearbeitung der Akten auf
mehrere Mitarbeiterinnen verteilt wird. Uber die getroffene Vertretungsregelung ist der Re-
ferent zu informieren.

Die festgelegte Vertretungsregelung ist sodann sowohl den Klientinnen als auch den Auf-
trag gebenden Gerichten zur Kenntnis zu geben (Fir die Information der Gerichte ist die
Anlage 1 zu verwenden; die Information der Klientlnnen erfolgt individuell). Dabei ist deut-
lich darauf hinzuweisen, dass die Betreuungen nicht den ublichen Umfang aufweisen kon-
nen. Aus Kapazitatsgrinden muss sich der Kontakt auf ein Minimum reduzieren, d.h.
der/die Klientln nimmt die Vertretung ausschlief3lich mit konkreten Anliegen in Anspruch,
das Agieren, des/der Mitarbeiterin beschrankt sich auf das Uberwachen spezieller Aufla-
gen und Weisungen, reagiert ansonsten lediglich auf die konkreten Anliegen der Kientln-
nen und in Form von Kurzberichten auf Berichtsanforderungen der Gerichte.

Datum: 17.01.2011
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b)

Mdaglicherweise ist auch eine Arbeitsgruppen tbergreifende Regelung erforderlich. In die-
sem Fall ist der Referent zu beteiligen.

Datum: 17.01.2011
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Geschaftsverteilung fur den/die Referentln und sei-

ner/ihrer Vertreterln (zu §9)

Verfligung: Prasident des Landgerichtes Datum: 01. Januar 2005
Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zurick zu 89
1) | Der/die Referentin ist zustandig fir alle Aufgaben der Sozialen Dienste der Justiz, soweit

im Folgenden nicht einzelne Aufgaben seinem/ihrem Vertreterln zugewiesen worden sind.
Er/sie tragt die Gesamtverantwortung fir die Leitungsaufgaben gegenliber dem Préasiden-
ten des Landgerichts.

Er/sie nimmt insbesondere wahr

a) Die unmittelbare Dienst- und Fachaufsicht Uber die SozialarbeiterIn-
nen/padagoglnnen,

b) Personalangelegenheiten,
c) Beaufsichtigung der internen Verwaltungsvorgange,

d) Die Koordination der Tatigkeit der Arbeitsgruppen und die Leitung
der Sprecherlnnenkonferenz,

e) Die Koordination der staatlichen und freien Straffalligenhilfe im
Lande Bremen.

2)

Es wird ein/eine Vertreterln des/der Referentln eingesetzt mit dem folgenden Zusténdig-
keitsbereich:

a) Unmittelbare Dienstaufsicht Gber Mitarbeiterinnen im Schreib- und
Verwaltungsdienst,

b) Organisation und Planung des Einsatzes von Praktikantinnen,
¢) Fortbildungsfragen,
Die Koordination einzelner Fachgremien.

3)

Vertretung

Im Falle krankheits- oder urlaubsbedingter Abwesenheit vertreten sich Referentin und
VertreterIn nach Absprache gegenseitig.

Datum: 17.01.2011
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Anforderungsprofil fur die Leiterin der SDdJ

beim LG Bremen (zu 89)

(neben den Anforderu

von Instrumenten und Methoden der Personalentwicklung in der BremerJustiz“

ngen des Basisprofils flir Gerichts- und Bewahrungshelfer) aus ,Einfiihrung

Verflgung:

Datum:

Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zuruck zu 89

A. Fachkompetenz

Langjahrige Berufserfahrung als Gerichts- und Bewadhrungshelfer oder in ver-
gleichbaren Funktionen in der Arbeit mit straffélligen Menschen im ambulanten
oder stationaren Bereich

Mehrjahrige praktische Erfahrung in Leitungstatigkeit mit sozialpddagogischen
Fachkraften

Fachspezifische Zusatzaushildung

B. Personliche Kompetenz

Ausgepragte Belastbarkeit

Organisations- und Planungsvermégen

Kreativitat, Innovationsbereitschaft und Flexibilitat

Identifikation mit den Gbertragenen Aufgaben

Entschlusskraft und Fahigkeit, Verbesserungen zu initiieren

C. Soziale Kompetenz /

D. Fuhrungskompetenz

Person mit ausgepragter Sozialer und FUhrungskompetenz, insbesondere
durch:

— Kooperationsfahigkeit, Verhandlungsgeschick und Konfliktfahigkeit

— Motivationsfahigkeit und Erfillung der Vorbildfunktion

— Fahigkeit, Mitarbeiter sachgerecht zu beurteilen und zu férdern

— Fahigkeit und Bereitschaft, Nachwuchskrafte bei der Einarbeitung zu
unterstitzen

— Durchsetzungsvermdgen

Datum: 17.01.2011
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Erfahrungsberichte der Arbeitsgruppen (zu 812)

Verfugung: Referentln der SDdJ Datum: 10. Januar 2006

Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zurlck zu 812

In Ergénzung von § 12 (5) der AV des Senators fur Justiz und Verfassung uber Aufgaben und Or-
ganisation der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen vom 10.08.2004 werden die nachfol-
genden Regelungen getroffen:

1

Erfahrungsberichte dienen den Mitarbeiterinnen/Arbeitsgruppen — &hnlich wie die Arbeits-
plane bei der Tatigkeit mit Klientinnen — als Instrument der systematischen Reflexion der
Arbeitsergebnisse des abgelaufenen Berichtszeitraumes (Bilanzierung). Sie sind zugleich
Grundlage fur die Planung und Organisation der zukinftigen Aktivitaten.

2)

Bis spatestens 31.01. jeden Jahres werden allen Arbeitsgruppen statistische Angaben zum
Stichtag 31.12. (ggf. getrennt nach Klientinnen und Auftrdgen, sowie in absoluten und
Prozentzahlen) zur Verfligung gestellt, die im Vergleich zu den Vorjahren bewertet und in-
terpretiert werden sollen. Die Berichte sollen auch Uberlegungen enthalten zu den Konse-
guenzen, die sich mdglicherweise aus den Ergebnissen ableiten lassen.

a) Es werden insbesondere regelmafig Angaben bereitgestellt zu
e der Anzahl von Klientinnen getrennt nach Beauftragungsarten;
e der Anzahl von Klientlnnen getrennt nach Unterstellungsgriinden;
e den Altersgruppen von Klientlnnen;

e den Beendigungsgrunden fir die im Laufe des Jahres abgeschlossenen Auftré-
ge,;
e den erfolgreich beendeten sowie widerrufenen Bewahrungsaufsichten;

o den Auftraggebern, dem Verfahrensstand und der Deliktgruppe in Gerichtshilfe-
auftragen

b) Von den Mitarbeiterlnnen/Arbeitsgruppen selbst sind aulRerdem regelmalig zu er-
fassen

o die Anzahl der im Berichtszeitraum gegebenen Empfehlungen auf Abkirzung
der Bewahrungszeit und die Ergebnisse der gerichtlichen Entscheidungen:

e die Anzahl der im Berichtszeitraum gegebenen Empfehlungen zur Aufhebung
der Unterstellung und die Ergebnisse der gerichtlichen Entscheidungen.

c) Uber zusétzlich zu erhebende Daten (z.B. zur sozialen Lage einzelner Zielgruppen)
wird jahrlich nach gemeinsamer Erérterung der vorgelegten Erfahrungsberichte
und/oder Beratung in der TSK entschieden.

3)

Alle Arbeitsgruppen sollen im Rahmen ihres Jahresberichtes einen thematischen Schwer-
punkt bearbeiten. Die Wahl dieses Themas ist der jeweiligen Arbeitsgruppe Uberlassen. Es
kann auch nach Beratung in der TSK bei Bedarf ein arbeitsgruppen-tbergreifendes Thema
fur die Erfahrungsberichte festgelegt werden.

Datum: 17.01.2011
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Aktenanlage durch die Geschéaftsstelle (zu §16)

Verfugung: Referentln der SDdJ Datum: 10. Januar 2006
Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zurick zu 8§16
1) | Um eine einheitliche Struktur der Verzeichnisse (=Ordner) fir die Klientinnen in den PCs aller

Fachdienstmitarbeiterlnnen zu gewahrleisten und die Fachdienste von Verwaltungsarbeit zu
entlasten, wird die Aktenanlage zentral durch die Geschéaftsstelle vorgenommen.

2)

Geht fur Klientlnnen, fir die aktuell keine Zusténdigkeit besteht, ein Arbeitsauftrag ein, legt

die Geschéftsstelle im PC des/der zustandig gewordenen MitarbeiterIn die Verzeichnisse ent-
sprechend der anliegenden Systematik an. Diese Systematik ist flr alle MitarbeiterInnen bin-
dend. Auf der 2. und 5. Ebene kénnen bei Bedarf zusatzliche Verzeichnisse angelegt werden.

3)

Gehen weitere Auftrage flr diese KlientInnen ein, so wird die bereits am langsten laufende
Akte zur fuhrenden Akte. Die Geschéftsstelle passt die Angaben im 1. Teil des Arbeitsplans
an, sodass in der friheren Akte die jeweils aktuellen Angaben tber Art und Anzahl der lau-
fenden Arbeitsauftrage pro Klientin enthalten sind. Gleiches geschieht, wenn Arbeitsauftrage
enden

4)

Der Vermerketeil jeder Akte besteht aus einem fortlaufenden Dokument, das durch die Ge-
schaftsstelle angelegt wird. Das beinhaltet eine einheitliche Formatierung: Schrifttyp ARIAL,
Schriftgrofle 12. Am Beginn des Vermerks wird einmalig Name, Vorname und Geburtsdatum
des/r Klientln aufgenommen. Fiir folgende Vermerke wird als Uberschrift das Datum (fett)
benutzt, daran anschlieBend eine Formatierung fiir Uberschrift und Querverweis auf Seiten-
zahl (ebenfalls fett):

20.05.2005

Bei Bearbeitung der Vermerke, die nicht durch den/die zustandige(n) Fachdienstmitarbeiterin
erfolgt (Vertretung, Schreibkraft, PraktikantIn), ist das Namenszeichen hinzuzufiigen.

5)

Wird der letzte Arbeitsauftrag fur eine(n) Klientln ausgetragen, so wird das entsprechende
Verzeichnis durch die Geschaftstelle abgelegt, ndmlich verschoben in den entsprechenden
Jahrgangsordner auf der 3. Ebene der jeweiligen Arbeitsgruppe.

6)

Die bestehenden Verzeichnisse aller Klientinnen werden in den nachsten Wochen an die
neue Systematik angepasst werden. Damit ist Frau Fati beauftragt, die den genauen Zeit-
punkt mit dem/r zustandigen Fachdienstmitarbeiterin zuvor abstimmt.

)

Diese Regelung gilt ab 25.05.2005. Die Verfigung vom 14.09.2004 wird hiermit aufgehoben.

Datum: 17.01.2011
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Abgabe von Akten der Bewéahrungshilfe und Fuhrungsauf-

sicht(zu §16)

Verfligung: Referentln der SDdJ Datum: 20. Januar 2009

Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zuruck zu 8§16

In Erganzung von 8§ 12 (5) der AV des Senators fur Justiz und Verfassung tber Aufgaben und Or-
ganisation der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen vom 15.08.2004 werden die nachfol-
genden Regelungen getroffen:

1

Abgabe von Akten der Bewahrungshilfe und der Fuhrungsaufsicht
1. an Dienststellen auf3erhalb Bremens

1.1. Die Akte wird abgegeben, wenn der Empfanger die Ubernahme der Bew&hrungsauf-
sicht/Fihrungsaufsicht bestatigt hat.

1.2. Abgegeben wird die gesamte Akte, d.h. einschlieflich des vorliegenden Arbeitsplans,
der Inhalte aus der ,Nadel 1 (Beschluss und Urteil), der Nadel 2 (Schriftwechsel einschl.
Berichte) und der Nadel 3“ (Gesprachsvermerke)*.

1.3. Die Geschaftsstelle (fur die Bezirke Bremerhaven und Nord das dortige Teamsekretari-
at) legt fur die Registratur ein Duplikat der abzugebenden Akte an. In diesem Duplikat be-
finden sich eine Kopie des Personalbogens sowie die Durchschrift des Schreibens an das
Aufsichtsfliihrende Gericht/die Flhrungsaufsichtsstelle sowie eine Durchschrift des Schrei-
bens an den Empfanger.

1.3. Die Akte ist mit einem Ubergabe-Einschreiben zu versenden.

1.4. Die elektronische Datei der/des Klientin wird durch die Geschéftsstelle in der Ablage
des jeweiligen Gruppenlaufwerks gespeichert.

2)

2. innerhalb der Sozialen Dienste der Justiz in Bremen

2.1. Vor der Aktenabgabe findet ein informatorischer Austausch zwischen dem/der abge-
benden und der empfangenden Mitarbeiterin statt.

2.2. Die gesamte Akte (s. 1.2.) wird zur Umschreibung an die Geschaftstelle gegeben und
von dort an den/die Empfangerin weitergeleitet. Die Geschéftsstelle legt eine neue Akte
fur den/die Empfangerin an. Diese wird mit einem neuen Personalbogen versehen. Die
bisherige Bewahrungsakte wird zur neu angelegten Akte beigelegt.

2.3. Dem Aufsichtsfilhrenden Gericht/der Fihrungsaufsichtsstelle teilt die Geschéaftsstelle
die neue Zustandigkeit mit.

2.4. Die elektronische Datei der/des Klientin wird durch die Geschéftsstelle in der Ablage
des jeweiligen Gruppenlaufwerks gespeichert.
Diese Regelungen treten mit sofortiger Wirkung in Kraft.

Datum: 17.01.2011
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Fristen fur Aktenvernichtung (zu 816)

Verfugung: Referent der SDdJ Datum: 18. Dezember 2009

Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zurick zu 8§ 16

1 . . I .
) Das Ablagesystem der Registratur wird mit Wirkung vom 1.1.2010 dahingehend verandert,

dass jede abzulegende Akte des jeweiligen Jahrgangs eine fortlaufende Nummer erhalt.

2) Die Fristen fur die Vernichtung von Akten von Klientinnen der Sozialen Dienste der Justiz
richten sich nach dem Datum der Ablage der Akten.
Es ergeben sich folgende Aufbewahrungsfristen:

Bewahrungshilfeakten: 10 Jahre nach Ablage der Akte
Fuhrungsaufsichtsakten: 10 Jahre nach Ablage der Akte
Gerichtshilfeakten: 5 Jahre nach Ablage der Akte
Amtshilfeakten: 5 Jahre nach Ablage der Akte
Formlose Betreuungen: 1 Jahr nach Ablage der Akte

3) | Nach Ablauf der genannten Aufbewahrungsfristen werden die Akten vernichtet und die Da-
ten in SoziJUS geldscht.

4) | Die Verfugung vom 19.08.2004 tritt zum 31.12.2009 auBer Kraft.

Datum: 17.01.2011
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Schwerpunkte (zu 817)

Verfligung: Referentln der SDdJ

Datum: 01.12.2007

Inhaltsverzeichnis

Anlagenverzeichnis

<< zuriick zu § 17

In Ergénzung zu den 8810 und 17 der Allgemeinen Verfiigung des Senators fur Justiz und
Verfassung Uber Aufgaben und Organisation der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bre-
men in der Fassung vom 15.08.2004 werden die nachfolgenden Regelungen getroffen:

Fur folgende Klientinnengruppen werden Schwerpunkte gebildet:

e Frauen

» Jugendliche und Heranwachsende

* Sexualstraftater

* Klientlnnen mit gravierender Gewaltproblematik

Die Bearbeitung des Einzelfalls erfolgt im Rahmen des jeweiligen formalen Arbeitsauftrages.
Ergéanzende fachliche Standards sowie spezifische Einzelheiten sind in der Anlage dieser
Verfligung zu den einzelnen Schwerpunkten festgelegt. Die Uberpriifung, ob Klientinnen
einem bestimmten Schwerpunkt zuzuordnen sind, ist in der Akte nachvollziehbar zu doku-

mentieren.

Diese Regelungen treten mit sofortiger Wirkung in Kraft und gelten fir alle ab 01.12.2007
neueingehenden Arbeitsauftrage.

Datum: 17.01.2011




% Handbuch Soziale Dienste der Justiz im Lande Bremen

Arbeitsgrundlagen fur den Schwerpunkt Frauen (zu 817)

Verfugung: Referentin der SDdJ Datum: 01.12.2007

Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zurick zu 817

Definition: Frauen — bedarf keiner weiteren Definition

1) | Ergédnzende fachliche Standards:

Fachdienstmitarbeiterinnen sollten Frauen sein;

Arbeiten nach einer regelmafiig zu Uberpriufenden Konzeption (siehe Anlage);
Wochentliche Teamtreffen mit Fallvorstellung;

Bei Abweichung von festgelegten Standards muss eine Beratung in der Spezialisie-
rungsgruppe Frauen (SGF) erfolgen.

VVYVYY

2) | Spezieller Beratungs- und Hilfebedarf:

» Straffallige Frauen haben in der Mehrheit ein deutlich ausgepragtes Bedirfnis, ihre
personlichen und sozialen Schwierigkeiten ausfuhrlich darlegen und erértern zu
wollen.

3) Intensiver Arbeits- und Zeitaufwand weil:

» Hohere Beauftragung der Gerichtshilfe;

» Hoherer Zeitaufwand bei Gesprachen;

» Regionale und Uberregionale Netzwerk- und Kooperationspflege;

» Hoherer Zeitaufwand durch kollegiale Beratung (haufigere Fallbesprechung).

4) | Zusatzlicher Qualifikationsbedarf der Mitarbeiterinnen durch:

Kenntnisse Uber die spezifische Lebenssituation von Frauen;

Kenntnisse Uber die Aspekte von Frauendelinquenz;

Kenntnisse Uber Suchterkrankung und ihrer Entstehung bei Frauen;

Bereitschaft sich in dem Bereich — auch tberregional- fortzubilden und Teilnahme-
bereitschaft — auch Uberregional- an Fachdebatten teilnehmen.

YV VY

5) | Kooperationspartner:

» Spezielle Beratungsangebote und Institutionen die sich an Frauen richten.

Datum: 17.01.2011
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Konzeption

Arbeits-
Gruppe
Frauen

Soziale Dienste der Justiz

beim Landgericht Bremen

Auf den Héfen 108-110

28203 Bremen

Tel. 361 7831, 361 6345, 361 17168, 361 2166

Datum: 17.01.2011
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1. Tragerin und Zielgruppe

Die Arbeitsgruppe Frauen (AGF) existierte eigenstandig von 1985 bis 2004. Seit 2005 ist diese
Arbeit als Spezialisierung in regionalen Arbeitsgruppen integriert. Die Mitarbeiterinnen sind fur
strafféllige Frauen zustandig und nehmen die gesetzlichen Aufgaben der Bewahrungshilfe fur
Jugendliche, Heranwachsende und Erwachsene (BWH), sowie der Fihrungsaufsicht (FA) und
der Gerichtshilfe fur Erwachsene (GH) wahr.

Klientinnen sind Frauen, fur die gemal einem gesetzlichen Auftrag eine Zustandigkeit besteht.

Zurzeit sind 4 Mitarbeiterinnen fiir die Arbeit mit Frauen zustandig. Uber diese Spezialisierung
hinaus arbeiten sie auch mit mannlichen Klienten.

2. Aspekte von Frauendelinquenz

2.1 Kriminalitatsbelastung

In allen Nationen, Altersgruppen und zu allen Zeitpunkten, da Kriminalitat erfasst wurde
- und bei fast allen Straftatbestanden -, weisen Frauen eine geringere Kriminalitatsbe-
lastung auf als Manner. Der Anteil der Frauen an der Gesamtkriminalitéat in der westli-
chen Welt betragt seit Jahren ca. 20%. Betrachten wir die Zahlen der inhaftierten Frau-
en in Deutschland, ist der Anteil (3-5% aller Inhaftierten sind Frauen) verschwindend
gering.

Frauenkriminalitat zeigt sich Uberwiegend im Bereich Diebstahl und anderen Vermo-
gensdelikten und ist damit den leichteren Tattypen zugeordnet. Sehr haufig sind die
Delikte auf eine Suchtmittelerkrankung zuriickzufiihren und sind der Beschaffungskrimi-
nalitdt zuzuordnen. Selbst in Bereichen, in denen Frauen quantitativ Uberdurchschnitt-
lich auffallen, sind sie entsprechend ihrem Bevélkerungsanteil in der Gesellschaft unter-
reprasentiert.

DarUber hinaus zeigt sich, dass der Anteil der Frauen an Gewaltdelikten kaum eine Rolle
spielt. Die meisten der wenigen von Frauen verubten Gewaltdelikte richten sich auf ihre
Beziehungspartner, nachdem sie langjéhrig Gewalt durch diesen Partner erlitten haben.

Nur etwa 10% der polizeilich gemeldeten Tétungsdelikte werden von Frauen veriibt. Im
Vergleich kommen auf jeden in einer Partnerschaft getdteten Mann 9 tote Frauen.

Bei der weitaus Uberwiegenden Zahl der von uns betreuten straffdlligen Frauen sind die
Ehen und Partnerschaften gescheitert - oft sogar mehrfach. Viele der straffallig gewor-
denen Frauen haben sexualisierte und andere Gewalt erlebt. Trotzdem bleibt die Sehn-
sucht nach Partnerschaft/Familie bestehen.
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2.2

Erklarungsansatze

Zur Frage, warum der Anteil der Frauenkriminalitéat an der Gesamtkriminalitéat so gering
ausfallt, gibt es verschiedene theoretische Erklarungsansatze. Neuere sozialwissen-
schaftlich orientierte Erklarungsansatze beziehen sich im Wesentlichen auf die unter-
schiedliche Stellung von Mannern und Frauen in der Gesellschaft. Weit verbreitet ist die
These, die von einer geschlechtsspezifischen Sozialisation ausgeht. Uber die entspre-
chenden Rollen wird vermittelt, den Fortbestand der Familie zu sichern und die Arbeits-
teilung zwischen den Geschlechtern aufrecht zu erhalten. Kriminalitdt wird als aktive
Problemlosungsstrategie eingeordnet, die im Rahmen von erlerntem Rollenverhalten
Uberwiegend von Mannern angewandt wird. Abweichendes Verhalten von Frauen &u-
Rert sich weniger im Bereich der Kriminalitat als in den Bereichen Krankheit und Sucht.

Nach einer zentralen These eines weiteren Erklarungsansatzes spiegelt das Strafrecht
nur die Differenz zwischen den Geschlechtern wider, indem es zwischen 6ffentlicher
und privater Sphare trennt bzw. sie den Geschlechtern zuordnet. Unser Strafrecht er-
fasst die weiblichen und méannlichen Lebensbereiche in unterschiedlicher Weise. Frauen
sind, historisch betrachtet, nicht die eigentlichen Adressantinnen des Strafrechts, denn
die kontrollierende und sanktionierende Funktion des Gesetzes nimmt fur den weibli-
chen Lebenszusammenhang nur eine geringe Bedeutung ein. Zum Zeitpunkt der Ent-
stehung des Strafgesetzbuches im vorigen Jahrhundert hatten Frauen keine relevante
eigene Rechtsposition (z.B. Vormundschaft durch den Vater oder Ehemann, keine Ver-
fugungsgewalt Uber ihr Vermdgen oder Einkommen, kein Wahlrecht etc.). Das Straf-
recht schitzt vorwiegend mannliche Interessen, wie z.B. Wirtschaft und Staatsverwal-
tung.

Noch heute sind Frauen und Méanner in der gesellschaftlichen Realitat nicht gleichbe-
rechtigt. Da Frauen nicht die gleichen Positionen wie Manner innehaben, kann gesagt
werden, dass das Strafrecht vornehmlich ein Kontrollinstrument Gber die ménnliche Po-
pulation ist. Die Kontrolle der Frauen findet starker im Privaten statt. Die Kriminalisie-
rung stellt nur ein Mittel der sozialen Kontrolle von Frauen dar.

Wenn das Strafrecht Uberwiegend auf die Interessen und die Regulierungsbedirf-nisse
der mannlichen Lebenswelt zugeschnitten ist, folgt daraus, dass der Frauen-Anteil bei
der Kriminalitatsbelastung insgesamt so gering ausfallen muss. Weil Frauen vergleichs-
weise seltener straffallig sind, sind auch der Sanktionsapparat und die Hilfsangebote in
der Straffalligenarbeit nicht auf die weiblichen Lebenszu-sammenhéange zugeschnitten.
Insofern ist damit zu rechnen, dass ihre Lebens-situationen und Entwicklungen dort
kaum Berucksichtigung finden.
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3. Leitsatze unserer Arbeit

Die Spezialisierungsgruppe Frauen (SGF) will im Rahmen des gesetzlichen Auftrages und unter
Bericksichtigung der oben beschriebenen Erklarungsansatze ihren Beitrag dazu leisten, dass
Frauen nicht wieder straffallig werden.

Ferner basiert unsere Arbeit auf dem ,Frauenspezifischen Ansatz“. Darunter verstehen wir die
spezielle Umgehensweise mit straffallig gewordenen Frauen vor dem Hintergrund ihrer unmit-
telbaren Lebenssituation und ihrer weiblichen Lebenswelt, die in hohem Malie von struktureller
Benachteiligung in allen Lebensbereichen, vielféltigen Gewalterfahrungen sowie materiellen und
immateriellen Abhangigkeiten gekennzeichnet ist. Diese spezifischen Sozialisations- und Le-
bensbedingungen von Frauen machen eine andere Beratungsarbeit erforderlich. Die Frauen
werden nicht auf den einzelnen Aspekt der Straffalligkeit reduziert, sondern in ihrer &ulReren
und inneren Lebensrealitdt wahrgenommen. Eine frauenspezifische Beratung fir Frauen von
Frauen impliziert ein gemeinsames Selbstverstandnis im Sinne von Erfahrungen, die Manner
nicht kennen oder nie erleben. Mit dieser Sichtweise ist eine strukturelle Betroffenheit und Nahe
verbunden, die jedoch nicht gleichzusetzen ist mit dem Verlust professioneller Distanz.

4. Methoden unserer Arbeit

Die beschriebenen Aspekte von Frauenkriminalitat sowie die Leitsatze unserer Arbeit flieen in
die methodische Vorgehensweise ein.

4.1 Zielvereinbarungen mit Klientinnen

In jedem Einzelfall kbnnen mogliche Ziele und Vereinbarungen sehr unterschiedlich sein und
sich im Laufe einer Betreuungszeit stark verandern. Sie mussen daher regelmaRig Uberprift
und ggfs. erneuert werden.

¢ Die personlichen oder individuellen Ziele der Klientin werden mit ihr gemeinsam erfasst.

o Die Vereinbarkeit ihrer Ziele mit den jeweiligen Rahmenbedingungen (Auflagen, personli-
che Voraussetzungen u.a.) und die Moglichkeiten der Realisierbarkeit werden tberpruft.

e Vereinbarungen mit der Klientin Gber konkrete Ziele, nachste Schritte und Festlegung der
Aufgabenteilung werden getroffen.

4.2 Durchgehende Hilfe

Ausgehend von dem Prinzip der durchgehenden Hilfe soll sich die Arbeit nicht an den traditio-
nellen Ablaufen des Strafverfahrens und der Strafvollstreckung orientieren, sondern die Le-
benswelt der straffallig gewordenen Frauen in den Mittelpunkt stellen. Durch frihzeitige und
kontinuierliche sozialarbeiterische Angebote und Aktivitaten sollen die Lebenslage und die So-
zialprognose der Frauen verbessert werden. Diese sozialen Hilfen zielen insbesondere im Vor-
feld einer moglichen Verurteilung darauf ab, Haft zu vermeiden, weitere Straffalligkeit zu ver-
hindern sowie dem Gericht oder der Staatsanwaltschaft verfahrensrelevante Vorschlage und
MaRnahmen anzubieten. Die Position der Klientinnen im Strafverfahren soll generell unter-
stltzt und gestarkt werden.
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Die durchgehende Hilfe umfasst den gesamten Zeitraum vom Abschluss der staats-
anwaltlichen Ermittlungsarbeit bis zum Ende einer eventuellen Bewahrungszeit. Sie schlie3t
damit Zeiten ein, die sonst ungenutzt verstreichen wirden, ist aber gerade in diesen Uber-
gangszeiten von der freiwilligen Mitarbeit der Klientin bestimmt. Das Arbeitsprinzip der durch-
gehenden Hilfe beinhaltet, dass die Mitarbeiterinnen ihre jeweilige Rolle und justizielle Funkti-
on, in der sie gerade tatig sind, den Klientinnen gegeniber deutlich kennzeichnen.

4.3 Vernetzung

Ziel der Vernetzung ist es, die straffallig gewordenen Frauen so bald wie mdglich aus dem Be-
reich der Justiz abzulésen und sie statt dessen, sofern notig, in andere Hilfesysteme einzubin-
den. Dies setzt eine enge Kooperation und Koordination mit Mitarbeiterinnen der freien Straf-
falligenhilfe sowie anderen Tragern mit frauenspezi-fischnen Angeboten voraus. Uber den kon-
kreten Einzelfall hinausgehend sind sowohl regionale wie Uberregionale Kontakte fur die Wei-
terentwicklung der inhaltlichen Arbeit wichtig, um die besondere Lebenssituation straffallig
gewordener Frauen mehr in das Blickfeld der kriminalpolitischen und frauenpolitischen Offent-
lichkeit zu riicken und flr diesen Personenkreis adaquate Konfliktlésungsstrategien entwickeln
zu kodnnen. Hierzu bedarf es geeigneter Bundnispartnerinnen auch im nichtjustiziellen Umfeld.

5. Angebote

Unser Tatigkeitsfeld enthalt die klassischen Angebote von staatlicher Straffdlligenarbeit. Ergan-
zend intensivieren wir die Zusammenarbeit mit den Kooperationspartnerinnen.

5.1 Gerichtshilfestandards

Das erhebliche Auftragsvolumen in Vollstreckungsverfahren erforderte die Entwicklung von
Standards, um eine effizientorientierte, aber auch fur die Klientinnen optimale Arbeit leisten
zu konnen. Diese wurden von uns erarbeitet und auch um die standardisierte Vorgehens-
weise im Ermittlungs- und Hauptverfahren erweitert.

511 Standards im Vollstreckungsverfahren von Ersatzfreiheitsstrafen

e Erstes Anschreiben mit Ladung in die Dienststelle und Ubersendung des GH-
Faltblatts

o Zweites Anschreiben mit Ladung in die Dienststelle

o Wird bis dahin kein Kontakt hergestellt, erfolgt die Anklndigung eines
Hausbesuchs oder es wird im Team das weitere Vorgehen besprochen.

e Sollten die vorangegangenen Malnahmen nicht erfolgreich gewesen sein,
folgt ein abschlieBendes Schreiben, in dem noch einmal verdeutlicht wird,
wie es mit der Vollstreckung weitergehen wird.
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51.2

513

514

Standards bei uns bereits bekannten Klientinnen im Vollstreckungs-
verfahren von Ersatzfreiheitsstrafen

Zwei Versuche der Kontaktaufnahme, die in unterschiedlicher Form stattfin-
den konnen entsprechend der Vorerfahrungen (z.B. Ladung in die Dienst-
stelle und/oder Ankindigung eines Hausbesuchs etc.). Beim ersten An-
schreiben soll auch hier das Gerichtshilfe-Faltblatt mitgeschickt werden.

Wird bis dahin kein Kontakt hergestellt, folgt ein abschlieBendes Schreiben,
in dem noch einmal verdeutlicht wird, wie es mit der Vollstreckung weiter-
gehen wird.

Auch hier soll bei Abweichungen von den festgelegten Standards eine vor-
herige Absprache im Team erfolgen.

Standards im Ermittlungs- und Hauptverfahren

Erstes Anschreiben mit Ladung in die Dienststelle. Das Schreiben muss eine
ausdrtckliche Belehrung zur Freiwilligkeit der Zusammenarbeit mit der Ge-
richtshilfe enthalten. AulRerdem wird das Gerichtshilfe-Faltblatt mitgeschickt.

Zweites Anschreiben mit Ladung in die Dienststelle. Individuell aufgenom-
men werden koénnen auBBerdem Informationen auf mogliche Rickfrage bei
Verteidiger soweit vorhanden, Angebot eines Hausbesuchs oder die Bitte
um Riuckmeldung, falls auf eine Zusammenarbeit mit der Gerichtshilfe ver-
zichtet wird.

Wird bis dahin kein Kontakt hergestellt, erfolgt die Ankindigung eines
Hausbesuchs oder es wird im Team das weitere Vorgehen besprochen.

Standards bei uns bereits bekannten Klientinnen im Ermittlungs-
und Hauptverfahren

Zwei Versuche der Kontaktaufnahme, die in unterschiedlicher Form stattfin-
den koénnen entsprechend der Vorerfahrungen (z.B. Ladung in die Dienst-
stelle und/oder Anklndigung eines Hausbesuchs etc.) Eine ausdrtckliche
Belehrung zur Freiwilligkeit der Zusammenarbeit mit der Gerichtshilfe muss
sichergestellt sein. AuBerdem wird das Gerichtshilfe-Faltblatt mitgeschickt.

Nur nach vorheriger Absprache im Team werden im Einzelfall und entspre-
chend der Aktenlage weitere Moglichkeiten der Kontaktaufnahme ausgewei-
tet.

Wird kein Kontakt hergestellt, folgt ein abschlieBendes Schreiben. Darin
wird davon ausgegangen, dass die Klientin keinen Kontakt wiinscht.
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5.2 Bewahrungshilfestandards

Bewahrungszeiten werden untergliedert in drei Phasen (Kontaktaufnahme, Betreuungs-
phase und Abschlussphase), die im Einzelfall von unterschiedlicher Lange sein kdnnen,
u.a. abhangig von der gerichtlich festgelegten Dauer der Bewéahrungszeit.

5.2.1 Standards bei Klientinnen, die gemal} Strafgesetzbuch und Jugend-
gerichtsgesetz unterstellt sind

Kontaktaufnahme

Als Grundsatz gilt, so schnell wie moglich persdnlichen Kontakt herzustellen.
Erstes Anschreiben mit Ladung in die Dienststelle und Ubersendung des BWH-Faltblatts.
Zweites Anschreiben mit Ladung in die Dienststelle.

Je nach Lage des Einzelfalls wird danach ein angekindigter/unangekindigter Hausbesuch oder
die Kontaktaufnahme Uber Dritte (betreute Wohneinrichtung, Amt fir Soziale Dienste etc.) ver-
sucht.

Sofern bis dahin kein Kontakt hergestellt werden konnte, erfolgt eine Beratung im Team Uber
die weitere Vorgehensweise mit der Folge, dass entweder a) eine Mitteilung ans aufsichtfiihren-
de Gericht erfolgt, ggfs. nach Berichtsanforderung oder b) weitere Versuche der Kontaktauf-
nahme unternommen werden.

Bei aus friiheren Auftrdgen (Amtshilfe, GH, BWH, FB, FA) bekannten Klientinnen sind Abwei-
chungen von den Standards in der Phase Kontaktaufnahme mdglich.

Zu Klientinnen, die vorzeitig aus der Haft entlassen werden, wird Kontakt aufgenommen nach
Erhalt des 2/3 Berichts der jeweiligen Justizvollzugsanstalt (JVA).

Betreuungsphase

Erstellung des Arbeitsplanes
Abstimmung bzw. Koordination mit anderen beteiligten Organisationen oder Einrichtungen.

RegelmaRige Berichterstattung an das aufsichtfihrende Gericht und Erérterung des Berichts mit
der Klientin.

Fallvorstellung im Team innerhalb der ersten vier Monate nach Ubernahme des Auftrags.

RegelmaRige Uberpriifung einer Abkiirzung der Bewahrungszeit oder Aufhebung der Unterstel-
lung.
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Abschlussphase

e Gesprachsintervalle vergrofiern.

¢ Integration in andere Hilfesysteme prifen und ggfs. in die Wege leiten.

e Antragstellung auf Abkirzung der Bewahrungszeit oder Aufhebung der Unterstellung.
e AbschluBbericht

5.3 Aufbau und Ausbau von Vereinbarungen mit Kooperationspartnerlnnen

Den Ausfihrungen zu Punkt 4.4. folgend gibt es neben den Kooperationsbeziigen im Einzelfall
einige Trager bzw. Einrichtungen, mit denen einzelfallibergreifende Vereinbarungen sinnvoll
sind. Dabei geht es darum, einheitliche und klar strukturierte Regelungen fiur alle beteiligten
Mitarbeiterinnen zu erreichen, Arbeitsablaufe zu erleichtern und Doppelbetreuungen auszu-
schlieBen. Auf diese Weise wird die Arbeit der beteiligten Einrichtungen optimal aufeinander ab-
gestimmt und vermeidet Uberschneidungen, ohne die Klientinnen aus ihrer eigenen Verantwor-
tung fur die Regelung ihrer Belange zu entlassen.

e Zwischen dem Erganzenden Methadon Programm fir substituierte Frauen (EMP) der
comeback GmbH und der SGF gilt seit 01.11.2001 folgende Vereinbarung:

Klientinnen, die unter Bewdahrungsaufsicht stehen und Uber das EMP substituiert werden,
werden im Erstgesprach dartber informiert, dass ein Austausch — wie unten beschrieben —
zwischen den beiden Stellen stattfindet, sofern die Klientinnen damit einverstanden sind.

Fur die Bewahrungsaufsicht ist es ausreichend, wenn in einem Zeitabstand von drei Mo-
naten von der SGF aus ein Austausch mit den Mitarbeiterinnen des EMP stattfindet.

Die Mitarbeiterinnen des EMP erklaren sich bereit, die Mitarbeiterinnen der Arbeitsgruppe
Frauen von sich aus zu informieren, wenn eine gemeinsame Klientin aus dem Programm
ausscheidet, ins Krankenhaus geht bzw. seit 14 Tagen nicht mehr zur Substitution er-
scheint.

Ein personlicher Kontakt zwischen Klientin und zustandiger Mitarbeiterin der SGF ist erfor-
derlich, sobald ein Bericht ans Gericht (oder bei Gerichtshilfe an die Staatsanwaltschaft)
ansteht.

Die Mitarbeiterinnen der SGF bieten fur alle Klientinnen des EMP Beratung bei der Rege-
lung ihrer justiziellen Fragen oder Probleme an.
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6. Qualitatssicherung

Zur Qualitat in der Arbeit mit straffalligen Frauen und der beschriebenen Problemlagen ge-
horen stabile Arbeitsbedingungen fir die Mitarbeiterinnen der SGF.

Neben der aktuellen personellen Ausstattung und den rdumlichen Gegebenheiten sind die
regelmaligen Teambesprechungen wesentlicher Rahmen zur kontinuierlichen Weiterent-
wicklung und Reflexion der Arbeit.

Der Bedarf an Fortbildungen, Supervision und weiteren QualifizierungsmalRnahmen ist ver-
bunden mit der jeweiligen Zielsetzung der Dienststellenleitung rechtzeitig anzuzeigen und zu
dokumentieren.

Dem fachlichen Austausch und der Weiterentwicklung der frauenspezifischen Straffalligen-
arbeit im Rahmen Uberregionaler Kontakte kommt besondere Bedeutung zu. Dazu gehdren
treffen mit dem Frauenprojekt Berlin und die Teilnahme an Uberregionalen Fortbildungen
und Fachdebatten.

Die vorliegende Konzeption wird in regelméaiiigen Abstéanden, spatestens nach drei Jahren,
Uberpruft.

Bremen, im September 2006

Rosita Buchholz
Heike Griindel
Barbara Guth
Zehra Imamogu
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Arbeitsgrundlagen fir den Schwerpunkt
Jugendliche und Heranwachsende (zu §817)

Verfuigung: Referentin der SDdJ Datum: 01.12.2007

Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zuriick zu 817

Definition: nach JGG unterstellte Klientlnnen

1

Erganzende fachliche Standards:

» Thematisierung der Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten beim Erstkon-
takt zu minderjahrigen Klientinnen;
» Einbeziehung der Erziehungsberechtigten bei neuen Straftaten.

2)

Spezieller Beratungs- und Hilfebedarf:

Bedeutung der personenzentrierten Arbeit;

Aufbau und Kontinuitat der Beziehungsarbeit sowie personliche Begleitung;
Bericksichtigung des Erziehungsbedarfs;

Unterstiitzung beim Erwerb von Grundqualifikationen;

Vermittlung in jugendspezifische Hilfeangebote.

YV VYV

3)

Intensiver Arbeits- und Zeitaufwand weil:

erhohte Kontaktfrequenz;

erhohtem Austausch bzw. Koordination der beteiligten Kooperationspartner;
haufigere Berichterstattung;

haufigere gerichtliche Kontakte;

erhdhter Dokumentationsaufwand.

YV VYV

4)

Zusatzlicher Qualifikationsbedarf der Mitarbeiterinnen durch:

» Teilnahme an Fachveranstaltungen und Fortbildung unter der Besonderheit der al-
tersspezifischen Entwicklung (Entwicklungspsychologie, Forschungen Jugendkrimi-
nalitat u.a.);

» Kenntnisse Uber die Aspekte von Jugenddelinquenz und der spezifischen Gesetzge-
bung.

5)

Kooperationspartner:

Erziehungsberechtigte;

JGH/Jugendamt;

Schule und Ausbildungsstellen;

Sozialpddagogische Malinahmen (Soziale Trainingskurse, Anti-Gewalt-Kurse, be-
sondere Gruppenarbeit, Ableistung gemeinnutziger Arbeit);

Trager der Jugendhilfe;

Jugendgerichte;

Jugendvollzug;

Gremienarbeit (DVJJ, AK Jugendvollzug, etc.).

VVVY

YVVVY
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Arbeitsgrundlagen fir den Schwerpunkt
Sexualstraftater (zu 817)

Verfuigung: Referentin der SDdJ Datum: 01.12.2007

Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zuriick zu 817

Definition: Sexualstraftater

Die Gruppe der Klientinnen wird tber die strafrechtlichen Zugangskriterien definiert. Vorausge-
gangen ist eine rechtskréaftige Verurteilung nach 88 173 bis 184 ¢ StGB. Erganzt wird diese
grundsatzliche Zugangsregelung noch um zwei weitere Moglichkeiten, namlich

e wenn in einem Sekundérverfahren die obige strafrechtliche Definition eintritt, so soll
die Zuordnung zum Schwerpunkt ,Sexualstraftater erfolgen;

e wenn Vorverurteilungen im eingangs definierten strafrechtlichen Bereich bestehen
und deren Auswertung eine Zuordnung zum Schwerpunkt rechtfertigen.

1

Erganzende fachliche Standards:

» Teilnahme am ,Arbeitskreis Sexualstraftéater*;

» Entbindung von der Schweigepflicht gegentiber den Behandlerlnnen und
verbindliche Kontrolle der Behandlung, sofern die Behandlung Bestandteil einer
Bewahrungsauflage ist (vgl. Anlage);

Heranziehung der vorhandenen Gutachten und Ermittlungsakten;

Erstellen der Risikoprognose | und bei Bedarf der Risikoprognose 11 (s. Anlagen);
Vorstellen des Arbeitsplanes im Team in den ersten drei Monaten der Betreuungs-
zeit.

YV V

2)

Spezieller Beratungs- und Hilfebedarf:

» Auseinandersetzung mit der Straftat bei gleichzeitiger Empathie in der Arbeitsbezie-
hung zwischen Mitarbeiterln und Klient;

» Auseinandersetzung mit der Sexualstraftat und Entwicklung von Handlungsstrate-
gien zur Vermeidung des Ruckfalls, soweit dies nicht im Rahmen von Therapie er-
folgt,

» Vermittlung an geeignete Therapeutinnen (vgl. Anlage).

3)

Intensiver Arbeits- und Zeitaufwand weil:

Erhohter Kontrollbedarf;

Erhohte Kontaktfrequenz;

Intensiveres Aktenstudium (Gutachten, Ermittlungsakten etc.);
Fortbildungen und Fallbesprechungen;

Intensivere Vor- und Nachbereitung von Klientengesprachen.

YVVVVYVYYVY

4)

Zusatzlicher Qualifikationsbedarf der Mitarbeiterinnen durch:

» Teilnahme an entsprechenden Fachveranstaltungen und externen Arbeitskreisen;
» Teilnahme an fachspezifischen Fortbildungen;
» Bezirk Ubergreifende Fallberatung/Supervision.
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5)

Kooperationspartner:

Therapeutinnen;
forensische Kliniken;
Sozialtherapeutische Anstalten;

Vollzugsgruppe ,,Gewalt- und Sexualstraftater” in der JVA Bremen;
Polizei.

YVVVVYVY
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Risikoprognostik bei Sexualstraftater (zu 817)
Ergdnzung zum Arbeirtsplan

Risikoprognose 1
(nach Raster Stiels-Glenn)

Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zurick zu 817
Erste Straftat Wiederholungstat
Keine Gewalt im Delikt Gewalt im Delikt
Delikt unter Rauschmitteleinfluss Delikt nichtern begangen
Delikt in einer Lebenskrise Lebenssituation stabil
Beziehung zum Opfer Fremdes/vorher nicht bekanntes Opfer
Einstellung zur Straftat (Ich-nah) Einstellung zur Straftat (Ich-fern)

Delikt-Analyse
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Risikoprognostik fir Sexualstraftater (zu 817)

Ergédnzung zum Arbeitsplan

Risikoprognose 2
(mit Klienten zu besprechen!)

Inhaltsverzeichnis

Worauf muss ich oder
Dritte achten?

Woran bemerken Sie ers-
te Anzeichen von Risiken?

Wenn,

wer ware Opfer?

Wo? / Wann?

Wie wird der Tatverlauf
sein?

Welche Folgen sind abseh-
bar?

Was ist zu tun?

Bewéahrungshelferin

Klient

Sonstige Bemerkungen

Anlagenverzeichnis << zurick zu 817

Datum: 17.01.2011
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Arbeitsgrundlagen fur den Schwerpunkt Klientlnnen
mit gravierender Gewaltproblematik (zu 817)

Verfuigung: Referentin der SDdJ Datum: 01.12.2007
Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zuriick zu 817
Definition:

Die Gruppe der Klientlnnen mit gravierender Gewaltproblematik umfasst Personen, die Straftaten
begangen haben, die von erheblicher Gewalt gegen Leib und Leben der Geschéadigten gepragt sind.
Von den strafrechtlichen Merkmalen ausgehend handelt es sich um Delikte, die den Bereich Kor-
perverletzung, Raub, Totschlag oder gar Mord umfassen. Gepragt werden die Delikte durch er-
kennbare aggressive Verhaltensmuster.

Dieser Kreis der Klientlnnen ist abzugrenzen gegeniiber dem Schwerpunkt , Sexualstraftater”, der
durch die strafrechtlichen Zugangskriterien definiert wird. Ebenso abzugrenzen ist auch die gangige
Kriminalitat, die in jugendspezifischen Handlungen und Zeitabschnitten ihren Ausdruck findet.

Die Zielgruppe der Klientinnen mit gravierender Gewaltproblematik gliedert sich in zwei Gruppie-
rungen:

Nicht schuldfahige Klientlnnen: Schuldfahige Klientlnnen:
» Zur Bewadhrung ausgesetzte Maliregeln » Bewdahrungen nach § 57 StGB, die aus spezi-
gem. 88 63, 64 StGB fischen Vollzugsverlaufen fur Gewalttater

entlassen wurden.

» Endverbifer, bei denen FA angeordnet wird.
Vorauszugehen hat dabei eine detaillierte Ak-
tenauswertung und Tatverlaufsbeurteilung,
die die Kriterien zur Bewertung als KlientIn
mit gravierender Gewaltproblematik erkennen
lasst.

» Bewahrungen nach § 56 StGB. Vorauszuge-
hen hat dabei eine detaillierte Aktenauswer-
tung und Tatverlaufsbeurteilung, die die Kri-
terien zur Bewertung als Klientln mit gravie-
render Gewaltproblematik erkennen lasst.

1) | Ergdnzende fachliche Standards:

» Anfordern einer Schweigepflichtsentbindung bei dem/der Klientin gegentiber dem
Behandler, sofern die Behandlung Bestandteil einer Bewahrungsauflage ist;
Anfordern und Auswerten vorliegender Gutachten;

Erstellen einer Risikoprognose (s. Anlage)

Krisenmanagement besprechen mit a) Klientin und b) Kooperationspartner;
RegelmaRige Kontrolle der Behandlung.

YV VY

2) | Spezieller Beratungs- und Hilfebedarf:

» Auseinandersetzung mit der Gewaltstraftat;
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» Teilnahme an Anti-Aggressionskursen;
» Fortsetzung in der JVA begonnener MalRnahmen/Behandlungen.

3)

Intensiver Arbeits- und Zeitaufwand weil:

Intensive Aktenarbeit (Gutachten u.a.);

Vermehrte und erhéhte Kooperationsarbeit;

Bei Bedarf erhohte Kontaktdichte;

Teilnahme an spezifischen Fortbildungen und Fallbesprechungen.

YV VY

4)

Zusatzlicher Qualifikationsbedarf der Mitarbeiterlnnen durch:

» Teilnahme an entsprechenden Fachveranstaltungen;
» Fortbildungen zu psychischen Erkrankungen;
» Fallbesprechung und bei Bedarf externe, Bezirk Gibergreifende Fallberatung.

5)

Kooperationspartner sind:

Forensische Kliniken;

Aufsichtsfiihrende Gerichte;

Sozialpsychiatrische Dienste;

Facharzte/Psychologlnnen;

Stationdre Behandlungseinrichtungen (JVA, WG, SOTA, Therapie u.a.);
Fachstellen fur Gewaltpravention.

VVVVYVVY
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Risikoprognostik fur Gewaltstraftater (zu 817)
Ergdnzung zum Arbeitsplan

Inhaltsverzeichnis

Straftat mit pathologischem Hintergrund

Anlagenverzeichnis << zurick zu 8§17

Straftat ohne pathologischen Hintergrund

Erste Gewaltstraftat

Wiederholungstat

Straftat ungeplant, eskalierend

Straftat geplant

Straftat ohne Waffen

Straftat mit Waffen

Straftat unter Suchtmitteleinfluss

Straftat ohne Suchtmitteleinfluss

Beziehung zum Opfer (soz. Nahraum)

Fremdes/vorher nicht bekanntes Opfer

Keine/geringe Verletzung des Opfers

Erhebliche Verletzung/Totung des Opfers

Einstellung zur Straftat : Ich-Nah

Einstellung zur Straftat : Ich-Fern

Keine Tatmuster

Erkennbare Tatmuster

Teilnahme an Anti-Aggressionstraining

Kein Anti-Aggressionstraining

Keine Gutachten vorhanden

Gutachten vorhanden

Sonstiges

Delikt — Analyse
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Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zurick zu 817 \

Der Prasident des Landgerichts Bremen,
vertreten durch den Leiter der Sozialen Dienste der Justiz,
Auf den Hafen 1087110, 28203 Bremen

und der

Straffalligenhilfetrager Hoppenbank e.V.,
Buntentorsteinweg 501, 28201 Bremen

schlieBen zur nachhaltigen Verbesserung ihrer Zusammenarbeit die nachstehende

Kooperationsvereinbarung

81

Die Sozialen Dienste der Justiz sind der staatliche Trager der ambulanten Straffalligenhilfe
im Lande Bremen. Sie nehmen ihre Aufgaben aufgrund von Auftrdgen der Gerichte, der
Staatsanwaltschaften und der fir das Gnadenverfahren zustéandigen Behoérden wahr. Das
Ziel ist, die Delinquenz férdernden Bedingungen im Leben der Klientinnen in der Weise zu
beeinflussen, dass diese befahigt werden, ein Leben ohne Straftaten zu flihren, die Auswir-
kungen ihrer Taten zu erkennen und den durch die Tat entstandenen Schaden wieder gut-
zumachen. Die Uberwachung von Auflagen und Weisungen ist Teil dieser Aufgaben. Frei-
heitsentziehende MaRnahmen sollen soweit moglich vermieden werden.

Der Verein Hoppenbank als ein Trager der Freien Straffalligenhilfe in Bremen hélt Betreu-
ungsangebote im Rahmen der Hilfen nach § 72 BSHG innerhalb und auflerhalb des Straf-
vollzuges vor. Er bietet ein breit gefachertes Beratungsangebot fur Straffallige. Seine Aktivi-
taten sind auf eine (erneute) Integration seiner Klienten in normale Lebenszusammenhange
ausgerichtet. (Erneute) Straffalligkeit und Freiheitsentzug sollen so vermieden werden.

Beide Tragerfuhlen sich einer humanen, rationalen und praktischen Kriminalpolitik ver-
pflichtet und verstehen ihre Aktivitaten in diesem Kontext. Sind Strafféallige gleichzeitig
Klienten der Sozialen Dienste der Justiz als auch des Vereins Hoppenbank, sind sich beide
Trager ihrer besonderen Verantwortung fir ein abgestimmtes und koordiniertes Vorgehen
bewusst."
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82

Die beiden Kooperationspartner begreifen die Verbesserung ihrer Kooperationsbeziehungen
als gemeinschaftliche Aufgabe und verpflichten sich bei der Umsetzung der Kooperations-
vereinbarung in jeder Hinsicht zu einer vertrauensvollen Zusammenarbeit.

Die Partner verpflichten sich unter Beachtung datenschutzrechtlicher Bestimmungen zum
gegenseitigen internen Austausch von Informationen beziglich der persénlichen, sozialen,
beruflichen und wirtschaftlichen Entwicklungen der gemeinsamen Klienten, soweit dies fir
die Arbeit des jeweils anderen Kooperationspartners erforderlich ist.

83

1.

Der Verein Hoppenbank teilt in monatlichen Abstanden mit, welche Klienten® (Name, Vor-
name, Geburtsdatum) in den Betreuungsmafnahmen des Vereins Aufnahme gefunden ha-
ben oder Aufnahme finden sollen. Zugleich wird mitgeteilt, wer Ansprechpartner beim Ver-
ein Hoppenbank ist (Name, Tel.-Nr.).

2.

Die Sozialen Dienste der Justiz teilen daraufhin mit, bei welchem dieser Klienten ein Ifd. Ar-
beitsauftrag besteht oder eingerichtet werden wird und wer der/die zustandige Fach-
dienstmitarbeiterin ist (Name, Tel.-Nr.).

3.

Die zustandigen Mitarbeiterinnen nehmen Kontakt zueinander auf. Sie tauschen sich tber
die mit der Aufnahme in eine Betreuungsmalinahme verbundenen Ziele und die mit dem
Arbeitsauftrag der Sozialen Dienste der Justiz verbundenen MaRnahmen aus.

4.

Der Verein Hoppenbank teilt zeitnah mit, ob und aus welchen Grinden ein Klient unter
Bewahrungsaufsicht oder Fihrungsaufsicht die Einrichtung verlassen hat und/ oder die
Betreuungsarbeit ein unplanmaRiges Ende gefunden hat. Im lbrigen tauschen sich die be-
teiligten Fachdienstsmitarbeiterinnen in regelmagigen Abstéanden, mindestens jedoch alle 3
Monate, lUber den Fortgang der Bertreuungsarbeit aus.

5.

Treten aus Sicht der Gerichts- und Bewahrungshelferinnen gravierende Veranderungen ein
- . B. neue Anklagen - so werden diese dem/der Mitarbeiterin, der die Betreuungsmal3-
nahme beim Verein Hoppenbank durchfuhrt, mitgeteilt.
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6.

Wird die Betreuung durch den Verein planmalfiig beendet oder endet die Unterstellung, so
unterrichten sich die beteiligten Mitarbeiterinnen gegenseitig. Weiterteilen sie die Ergebnis-
se ihrer Bemihungen mit und ob aus ihrer jeweiligen Sicht weiterer Betreuungsbedarf be-
steht.

7.

Den Fachdienstmitarbeiterinnen der Sozialen Dienste ist es erlaubt, bei Klienten, die beim
Verein Hoppenbank Aufnahme gefunden haben, ihre Aktivitaten fur die Dauer des Aufent-
haltes auf das unerldssliche MalR zu beschrénken.

84

1.

Halt der/die Gerichts- und Bewahrungshelferinnen die Unterbringung eines Klienten in
Betreuungsmaflnahmen des Vereins Hoppenbank fur erforderlich oder wiinschenswert, so
unterrichtet er/sie den Verein von seinen/ihren Vorstellungen. Dabei teilt er/sie insbeson-
dere mit, welche Hilfe- und Betreuungsbedarfe er/sie bei seinem/ihrem Klienten sieht.

2.

Der/die Gerichts- und Bewahrungshelferinnen erstellt alsbald eine Hilfeplanung gem.
8§ 72 BSHG auf den daftir vom Amt fur Soziale Dienste vorgesehenen Formularen.
Eine Kopie dieser Hilfeplanung einschliellich der Einverstandniserklarung des
Klienten Gbersendet er/sie dem Verein Hoppenbank zu deren Kenntnis.

3.

Die Regelungen unter § 3, Nr. 3 bis 7 gelten entsprechend.

85

1.

Gelingt es den beteiligten Mitarbeiterinnen im Einzelfall nicht, sich Gber die erforderlichen
Hilfestellungen und Beratungsgegenstande ins Benehmen zu setzen, so schalten sie ihre
jeweiligen Fachvorgesetzten - Referent Soziale Dienste der Justiz oder Vertreterin, Ge-
schaftsfuhrer Verein Hoppenbank - ein. Diese laden die beteiligten Mitarbeiterinnen zu ei-
nem gemeinsamen Gesprach mit dem Ziel, mit ihrer Hilfe zu einer einvernehmlichen L6-
sung der Konfliktfragen zu kommen.

2.
Gelingt dies nicht, erarbeiten die fachlichen Leitungen eine einvernehmliche
Empfehlung, die fir die beteiligten Mitarbeiterinnen bindend ist.

Datum: 17.01.2011



% Handbuch Soziale Dienste der Justiz im Lande Bremen

86

Dem beteiligten Klienten wird durch die betreuenden Mitarbeiterinnen in geeigneter Weise
mitgeteilt, dass eine regelmaRige Zusammenarbeit und ein Informationsaustausch zwischen
den im Einzelfall beteiligten Fachkréaften stattfindet.

87

Die Kooperationsvereinbarung wird fiir 3 Jahre geschlossen. 3 Monate vor Ablauf dieser
Frist treffen die Beteiligten zu einem Meinungs- und Erfahrungsaustausch tber die Wirk-
samkeit der Vereinbarung und Veranderungswinsche zusammen. Die Vereinbarung ver-
langert sich um weitere 3 Jahre durch Willenserklarung der Kooperationspartner.

Fir die Sozialen Dienste der Justiz 5

A 04 O% %/ edria

....................................

Bremen, den

Fur den Verein Hoppenbank /%

Bremen, den M L'J/f fjf

/(’Unterschriﬂ)
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Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zurick zu 817 \

Antrag auf Mitgliedschaft im Verein Wohnungshilfe e.V.

Ich/ Wir beantrage/n die Mitgliedschaft im Verein Wohnungshilfe e.V., Waller Ring 19 in
28219 Bremen

Name: Landgericht Bremen
Vorname:

Wohnort 28195 Bremen
Stralie u. Domsheide 16
Hausnummer

Der Mitgliedsbeitrag betragt fur natirliche Personen z.Zt. mindestens € 25,56, fur juristi-
sche Personen z.Zt. € 255,65 jahrlich. Er ist fallig jeweils zum 30. Januar d.Ifd. Jahres.
Uberweisung sind auf das Konto des Vereins Wohnungshilfe e.V. 113 4444 bei der Sparkas-
se in Bremen (BLZ 29050101) zu tatigen.

Bremen, den

Datum
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Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zurick zu 817 \

Kooperationsvereinbarung

8§ 1 Kooperationspartner

Der Prasident des Landgerichts Bremen -vertreten durch die Leiterin der Sozialen
Dienste der Justiz, Auf den Hafen 108/110, 28203 Bremen und
Das Amt fur Soziale Dienste - Amtsleitung - Contrescarpe 73, 28195 Bremen sowie

Der Prasident des Landgerichts Bremen -vertreten durch die Leiterin der Sozialen
Dienste der Justiz, Auf den Hafen 108/110, 28203 Bremen und
Der Leiter des Amtes fur Jugend und Familie des Magistrats der Seestadt Bremerhaven

schlieBen zur nachhaltigen Verbesserung ihrer Zusammenarbeit die vorliegende Koopera-
tionsvereinbarung.

8§ 2 Gemeinsame Zielsetzung

Sind strafféllige junge Menschen gleichzeitig Klientinnen der Sozialen Dienste der Justiz (SDdJ)
und der Jugendgerichtshilfe (JGH), sind sich beide Dienste ihrer besonderen Verantwortung
fur ein abgestimmtes und koordiniertes Vorgehen bewusst. Die Zusammenarbeit erfolgt auf
der Grundlage der Bestimmungen des Jugendgerichtsgesetzes.

Beide Dienste begreifen ihre Kooperationsbeziehungen als gemeinschaftliche Aufgabe und
verpflichten sich bei der Umsetzung dieser Vereinbarung in jeder Hinsicht zu einer vertrau-
ensvollen Zusammenarbeit.

Sie verpflichten sich unter Beachtung datenschutzrechtlicher Bestimmungen zum gegenseiti-
gen internen Austausch von Informationen beziiglich der persdnlichen, sozialen, beruflichen
und wirtschaftlichen Entwicklungen der gemeinsamen Klientinnen, soweit dies fur die Arbeit
des jeweils anderen Kooperationspartners erforderlich ist.

8 3 Inhalte der Zusammenarbeit

(1) Wird ein straffallig gewordener junger Mensch zu einer Jugendstrafe mit Strafaussetzung
zur Bewahrung mit Unterstellung unter die Aufsicht eines/einer Bewahrungshelferin verurteilt,
informiert die JGH die SDdJ (Geschéftsstelle) so bald als mdglich nach der Verurteilung per
Vordruck (s.Anlagen)

Die SDdJ (Geschéftsstelle) teilen daraufhin mit, wer bei den SDdJ zustéandig geworden ist fur
die Bewahrungsaufsicht unter Angabe des Namens des/der zustéandigen Mitarbeiterin und
der Telefonnummer.
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Die/der zustandige Mitarbeiterin der SDdJ nimmt sodann Kontakt zur JGH auf. Beide tauschen
sich Uber die mit der Verurteilung verbundenen Ziele sowie Auflagen und Weisungen aus.

Sofern die JGH nach der Verurteilung den Kontakt zu dem/der Klientin aufrechterhalt, ist
die weitere Vorgehensweise in Bezug auf Weisungen, Auflagen, Jugendhilfemaflnah-
men und andere Plane zu klaren. Die Initiative fur diesen Abstimmungsprozess liegt bei
den Sozialen Diensten der Justiz.

(2) Werden im Laufe der Bewahrungszeit weitere
Ermittlungsverfahren/Anklageschriften/Termine zur Hauptverhandlung gegen den/die
Klientin bekannt, informieren sich die Mitarbeiterinnen gegenseitig dartber.

Die SDdJ informieren die JGH Uber gravierende Verstolie gegen Bewdahrungsauflagen, Wi-
derrufe, Sicherungshaft und Ende der Bewdahrungszeit.

Im Falle einerweiteren Hauptverhandlung vor dem Jugendgericht sind beide Dienste glei-
chermalien und in ihrer jeweiligen Funktion an deren Vorbereitung beteiligt. Die unter-
schiedlichen Aufgaben der beiden Dienste bleiben hierbei zu beachten und sind nicht aus-
tauschbar. Die zustandigen Mitarbeiterinnen verstandigen sich im fachlichen Austausch
gegenseitig Uber eine moglichst einvernehmliche Vorgehensweise bzw. Zielsetzung.

(3) Im Falle einer Inhaftierung des/der Klientin gelten die in der
Kooperationsvereinbarung vom 27.09.2002 zwischen Amt flr Soziale Dienste in
Bremen, Jugendgerichthilfe; Amt fiir Jugend und Familie in Bremerhaven,
Jugendgerichtshilfe; Soziale Dienste der Justiz, Bewahrungshilfe und JVA Bremen,
Teilanstalt VI, Sozialdienst festgelegten Regelungen.

8§ 4 Konfliktldsung

Gelingt es den beteiligten Mitarbeiterinnen nicht, sich tiber die im Rahmen dieser Koope-
rationsvereinbarungen erforderlichen Hilfestellungen und Beratungsgegenstande ins Be-
nehmen zu setzen, so schalten sie ihre jeweiligen Fachvorgesetzten bei den Sozialen
Diensten der Justiz bzw. in der Fachabteilung Junge Menschen im AfSD bzw. im Amt fir
Jugend und Familie ein. Diese laden die beteiligten Mitarbeiterinnen zu einem gemein-
samen Gesprach mit dem Ziel, mit ihrer Hilfe zu einer einvernehmlichen Lésung der
Konfliktfragen zu kommen.

Fiir die Soziaten Dienste der Justiz
Bremen, den .......c.ocveeeeere! Q\S O\go\g ..... a.

(Unters;:hnft)

Fir das Amt far Soziale Dienste

Bremen, den ...l 2‘ O{e)(‘ ,U . h LN
{Unters

Far das Amt far Jugend und Familie

Bremerhaven, den ............. Ié,zgpgm
(Unterschrifi)
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Amt fir Soziale Dienste
Sozialzentrum XXX

Sozialdienst Jugendliche und deren Familien

Jugendgerichtshilfe

Amt fiir Sozfale Dienste SZ XX, »ot-Str. 27
280 Bremen

An

Soziale Dienste der Justiz
Bezirk XXX

Auf den Héifen 108 / 110

28203 Bremen

Aktenvermerk

Hauptverhandiung am.

Einzelrichter
Jugendschdéffengericht
Jugendkammer

gegen:

Freie
% Hansestadt

Bremen

Auskunft erteilt
XXX

Zimmer xxx

T {04 21) 3 61 xxx
F {04 21) 3 81 ot

xxxdafsd. bremen.de

Datum und Zeichen
Ihres Schreibens

Unser Zeichen
(bitte bei Antwort angeben}
450-82Z xx/JGH

Bremen, 25.05.2005

Bremen

Bremen - Blumenthal

Name, Vorname

Gehurtsdatum:

Geburtsort/ Staatsang.

Anschrift;

Gesetzliche Vertreter:

Anwesend fiir JGH

Rechtsanwalt:

Staatsanwalt:

Jugendgericht:

Geschaftsnummer:

Tatvorwurf:

Wesentliches aus der Verhandiung:

[ Vorschlag der Jugendgerichtshilfe:

StraBenbahn Linis 1
Haltestells
xxx. 27

Dienstgebiude
XSt 27/27a
28xxx Bramen

Bankverbindungen

Bramear Landesbank (BLZ 290 500 00) Kto. 1070115000

Sparkasse Bremen (BLZ 290 501 01) Kto. 1090653
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L

Anirag des Staatsanwaltes:

Urteil: . wegen
1s. Anklage
d abweichend v.d. Anklage

O Das Urteil ist rechtskrattig [ das Urteil ist noch nicht rechtskraftig

O Der Angeklagte war bereits frither unter Bewahrungsaufsicht

Sonstiges/Bewdhrungsplan:

Zu Veranlassen:

Bitte teilen Sie uns die/ den zustindigen Bewé#hrungshelfer/in mit.
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Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zuriick zu 817 \
Vereinbarung

zwischen der Gesellschaft fur integrative soziale Beratung und Unterstiitzung mbh (GISBU), und der
Fachstelle fur Gewaltpravention Bremen (FGP)

Uber die Behandlung von Sexual(straf)tatern in Bremerhaven

1. Die Fachstelle fur Gewaltpravention Bremerhaven wird mit der Durchfihrung von Beratungen
fur Sexual(straf)tater beauftragt.

2. Diese Beratungen finden unter dem Namen Fachstelle flr Gewaltpravention Bremerha-
ven statt und werden in Bremerhaven durchgefuhrt.

3. Bis auf weiteres werden diese Beratungen in den Raumlichkeiten der Gesellschaft fur integra-
tive soziale Beratung und Unterstiitzung mbh (GISBU), Schiffdorfer Chaussee 30, durchge-
fahrt.

4. Die Kosten der Beratungen betragen 50,00 € pro Zeitstunde. Dabei handelt es sich um eine
Fachleistungsstunde, d.h. weitere Arbeiten, die sich aus der Beratung ergeben, sind durch
diesen Betrag abgedeckt. Fahrtkosten (einmal wochentlich Bremen-Bremerhaven-Bremen)
werden Ubernommen. Die Kosten werden fir vereinbarte Termine féllig, wenn diese nicht
mindestens 24 Stunden vorher abgesagt werden.

5. Die Kosten in Hohe von € 50,00 pro Stunde, abziglich eines Eigenanteils der Klienten
(mind. 10,00 €), werden uber die GISBU dem Landgericht in Rechnung gestellt. 2005
stehen hierfir maximal 7000,-€ zur Verfigung.

6. Prioritat haben Sexualstraftater, die unter Bewahrungsaufsicht stehen und von den Sozialen
Diensten der Justiz, Bezirk Bremerhaven, zugewiesen werden. Dartiber hinaus und in Abspra-
che mit den SDJ kénnen weitere Sexual(straf)tater die Leistungen der FGP Bremerhaven in
Anspruch nehmen.

7. Die FGP Bremerhaven ist berechtigt, Beratungsverhéltnisse zu beenden, wenn vereinbar-
te Termine von den Klienten mehr als zweimal nicht wahrgenommen werden.

Bremerhaven, den

Fur die GISBU:

Fur die FGP:
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Amt fiir Jugend und Familie/ Jugendgerichtshitfe

Soziale Dienste der Justiz
beim Landgericht Bremen

Bezirk Bremerhaven

An der Geeste 21

27570 Bremerhaven

Amt fiir Jugend und Familie
Jugendgerichtshilfe
Sprechzeiten:

Mo., Mi., Fr. 9.00 - 11,00 Uhr
oder nach Vereinbarung

Auskunft erteilt:

Herren Bartels, Lobin, Hackmann
Broakstr. t, 27580 Bremerhaven
Zimmer: 110, 102, 107

Tel.: (0471} 590 - 2717, 2573, 2826
Fax: (0471) 990 - 2149

E-Mail: jugendamt
@magistrat.bremerhaven.de
Aktenzeichen: 51/62

Datum:
Kurzmitteilung
Name, Yorname Anschrift Geb.-Datum Staatsangehdrigkeit/
Geb.-
Oort
Hauptverhandiung Geschéfts-Nr. Einzelrichter | Tatvorwurf
Jugendschiffe
n
Jugendkamme
r
; Rechtskraft Bereits unter |JGH-Bearbeiter
Urteil . "
Ja / Nein Bewdhrung
Ja / Nein
Bemerkungen:
Postanschrift:
Im Auftrage Postfach 21 03 60

27524 Bremerhaven

Hausanschrift:
Hinrich-Schmatfelds-Ser.
27576 Bremerhaven

Internet: www.bremerhaven.de

Konto der Stadtkasse:

Stadtische Sparkasse Bremerhaven
BLZ 262 500 00

Nr. 1100 Q09

Datum: 17.01.2011
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Prasenz- und Innendienstzeiten (zu 818)

Verfiigung: Referentin SDdJ Datum: 25. Juli 1997

Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zuruck zu 8§18

Anderung der Prasenz- und Innendienstzeiten
Verfugung tber den Innendienst in der Fassung vom 10.10.94

Mit Zustimmung des Prasidenten des Landgerichts und des Personalrats des Landgerichts bestimme
ich nachfolgende Anderungen:

1) | Die Zeiten der Prasenzpflicht der regionalen Arbeitsgruppen werden festgelegt auf
montags bis donnerstags von 8.30 Uhr bis 16.00 Uhr und
freitags von 8.30 Uhr — 14.30 Uhr.

2) | Diese Prasenzzeiten gelten analog auch fur den Innendienst gem. Nr. 2 der Vfg. Gber den
Innendienst vom 10.10.1994.

3) | Diese Verflgung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft
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Durchfihrung von Bewahrungsaufsichten (zu 821)

Verfiigung: Referentin SDdJ

Datum: 03. Marz 2004

Inhaltsverzeichnis

Anlagenverzeichnis

<< zurlick zu 821

1) | Die als Anlage zu dieser Verfligung beigefiigten, Gberarbeiteten Soll-Vorschlage fur die

Durchfihrung von Bewéahrungsaufsichten treten mit sofortiger Wirkung in Kraft. Sie gelten

fur alle nunmehr eingehenden Bewahrungshilfeauftrage und sind fur alle Fachdienstmitarbei-
terInnen verbindlich.

2) In Bezug auf Nr. 4 der Soll-Vorschlage ergeht eine gesonderte Verfiigung zum

01.04.2004.

3) | Meine Verfigung vom 29.06.2000 zum gleichen Thema verliert ihre Gultigkeit.

Datum: 17.01.2011




% Handbuch Soziale Dienste der Justiz iLande Bremen

Fachliche Standards der Sozialen Dienste der Justiz bei dem
Landgericht Bremen (zu 821)

Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zurick zu 821

1) | Erstkontakt

Grundsatz: Die Bewéihrungshelferinl bemuht
sich aktiv um eine Kontaktaufnahme
zu der Klientin.

Innerhalb von 14 Tagen nach Eingang der Unterlagen erfolgt schriftliche Einladung zum Ge-
sprach, in der auch der Zweck des Gesprachs benannt wird.

Der Einladung beigefuigt wird ein Informationsblatt.

2) | Erst- und Folgegespréche

a) Erstgespréch

Ziel: Gegenseitiges Kennen lernen
und vertrauensbildende MaRnahmen.
Die Klientin soll wiederkommen.

Das Erstgesprach mit der Klientin dauert i.d.R. nicht langer als 30 Minuten, Verlangerung und
Vertiefung sollen klientinnengesteuert sein.
(Das Informationsblatt bildet eine Grundlage und einen Rahmen fur Erlauterungen.)

Das Erstgesprach beinhaltet regelmafiig folgende Punkte:

Information durch Bewé&hrungshelferin zur eigenen Person, Rolle und Erreichbarkeit
Fragen nach personlichen Daten und Erreichbarkeit (keine Anamnese)
Vereinbarungen zur weiteren Gestaltung der Bewahrungsaufsicht

Nachfrage nach aktuellem Handlungsbedarf aufgrund akuter Probleme oder Fragen
Angebot von Hilfe und Beratung bei aktueller Problemstellung

b) Eolgegesprache

In den Folgegesprachen sollten folgende Themen erértert werden:

Bewdahrungsbeschluss
Zwangsbeziehung

Schweigepflicht

Fehlendes Zeugnisverweigerungsrecht
Berichtspflicht (s. Pkt. 3.2 und 9)
Mitteilungspflicht (s. Pkt. 7)

Umgang mit Straftaten (s. Pkt. 5.1ff)

3) | Berichte

a) Ubernahmemitteilung
Innerhalb von 14 Tagen nach Eingang der Unterlagen erhalt das beauftragende Gericht eine
Ubernahmemitteilung mit Zustandigkeit der Bew&hrungshelferin durch die Geschéftsstelle der
Sozialen Dienste der Justiz.

1 soweit im Text der vereinfachten Lesbarkeit wegen die weibliche Form verwandt wird, sind damit auch die mannlichen Mitarbeiter bzw. Klienten gemeint.
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b) Erstbericht

Eine Mitteilung Uber die erfolgreiche Konstituierung der Bewahrungsaufsicht erfolgt innerhalb
von 3 Monaten nach Eingang des Auftrages durch die Bewahrungshelferin.

Regelinhalt:
e Bestatigung der Kontaktherstellung

Wohnsituation

Arbeitssituation

Wirtschaftliche Verhéltnisse

Auflagenerfillung

Bemerkungen (z.B. Malnahmen des Gerichts erforderlich/nicht erforderlich)

Ist innerhalb dieser Frist kein Kontakt hergestellt, erfolgt eine Benachrichtigung des auf-
traggebenden Gerichts. Sollen dem Gericht vonseiten der Bewahrungshelferin MalZnah-
men empfohlen werden, erfolgt dies nach einer Fallbesprechung in der Arbeitsgruppe.
Bei relevanten Entwicklungen erfolgt unaufgefordert ein weiterer Bericht (proaktiv), an-
sonsten erfolgt die weitere Berichterstattung bei entsprechender Anforderung (reaktiv).

Arbeitsplan
Innerhalb von 4 Monaten wird fur jede Klientin ein Arbeitsplan erstellt und vor der 1. Na-
del in der Akte gesondert abgelegt.
Das Nahere regelt eine entsprechende Verfligung des Referenten.

Spatestens nach 12 Monaten erfolgt eine Fortschreibung unter Beriicksichtigung der er-
folgten Beobachtungen, Erfahrungen, besprochenen Themen und Ziele und der Lebens-
lage der Klientin.

Umgang mit Straftaten

a) Klientin schildert eine der Polizei nicht bekannte strafbare Handlung

Im Erstgesprach bzw. in Folgegesprachen wird auf das fehlende Zeugnisver-
weigerungsrecht und die Mitteilungspflichten gegeniiber dem bewéahrungsfuhrenden Ge-
richt hingewiesen.

Will eine Klientin eine Straftat schildern, wird das Gesprach zunachst unterbrochen und
nochmals auf mdgliche Mitteilungspflichten hingewiesen.

Schildert die Klientin eine nicht polizeibekannte Straftat, wird sie Uber die rechtlichen Fol-
gen belehrt. Sie bekommt eine klare Anweisung, die strafbaren Handlungen zu unterlas-
sen. Es wird eine deutliche Haltung eingenommen, um Rollenklarheit zu wahren und das
Rechtsbewusstsein zu starken. “Komplizenschaft” wird vermieden.

Die erfolgte Straftat wird unter verschiedenen Kriterien betrachtet:

Einschlagige Straftat
Qualitat der Straftat
Vergehen oder Verbrechen
Schadenshdhe

Folgen fur das/die Opfer

Bei gravierenden Straftaten wird angeregt:

eine Selbstanzeige

sich selbst zu stellen

ein Tater-Opfer-Ausgleich
eine Schadensregulierung
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¢ Im Regelbericht werden strafbare Handlungen mitgeteilt, in der Regel mit Hinweis auf
Hilfemdglichkeiten/erfolgte Aktivitaten.

Eine sofortige Mitteilung an das Gericht erfolgt als letzter Schritt.

b) Klientin schildert eine der Polizei oder der StA bereits bekannte strafbare
Handlung

Schildert die Klientin eine bereits bekannte Straftat, wird sie Uber die rechtlichen Folgen
belehrt. Sie bekommt eine klare Anweisung, die strafbaren Handlungen zu unterlassen. Es
wird eine deutliche Haltung eingenommen, um Rollenklarheit zu wahren und das Rechts-
bewusstsein zu starken. “Komplizenschaft” wird vermieden.

Die Sichtweise der Taterin und des Opfers werden besprochen.

Es wird ausfuhrlich erértert, was jetzt getan werden muss/getan werden kann.
Es werden Mdoglichkeiten der Schadenswiedergutmachung/TOA erértert.
Notwendige MalRnahmen werden eingeleitet.

Im Regelbericht werden die Straftaten/Anklagen mitgeteilt.

c) Klientin berichtet von geplanten strafbaren Handlungen

Die Angaben werden auf ihre Ernsthaftigkeit gepruft.

Die Klientin wird Uber die Rechtsfolgen aufgeklart.

Ihre Verantwortlichkeit wird klargemacht.

Bei ernstzunehmenden Androhungen wird der Klientin dargelegt, dass eine
Mitteilung ans Gericht erfolgt bzw. eine Anzeige erstattet wird.

e Die Anzeigepflichten gem. § 138 StGB werden eingehalten.

d) Bewé&hrungshelferin beobachtet eine Selbst- und/oder Fremdgefahrdung

e Im Falle einer Selbstgefahrdung werden geeignete Malinahmen (z.B. Kriseninterven-
tion) ergriffen und das Hilfesystem erértert.

e Im Falle einer Fremdgefahrdung erhalt die Klientin die unmissverstandliche Anwei-

sung, die entsprechenden Handlungen zu unterlassen (5.3. gilt entsprechend).

kollegiale Beratung/Fallbesprechung

(sofortige) Mitteilung ans Gericht

evtl. MaRnahmen vorschlagen

Anhoérung/Sicherungshaftbefehl anregen

Vermerke/Dokumentation der Arbeitsaktivitaten

Die Bewahrungshelferin dokumentiert ihre Arbeit anhand von Vermerken zeitnah und
nachvollziehbar.

Auflagenerfillung/VerstdRe gegen Auflagen
Die vom Gericht bestimmten Auflagen und Weisungen werden mit der Klientin besprochen.

Es erfolgt eine regelmaRige Uberprifung und Dokumentation der Auflagenerfiillung.
Das aufsichtfihrende Gericht erhalt Mitteilung tber erfolgte Auflagenerfillung.

AuflagenversttfRe werden zunachst mit der Klientin besprochen und Hilfen zur Auflagener-
fullung angeboten.
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Die Bewahrungshelferin wirkt darauf hin, dass die Auflagen an die Entwicklung der Klientin
angepasst werden. Dazu unterbreitet sie dem aufsichtfiihrenden Gericht konkrete Vor-
schlage.

8) | Kontaktabbruch
e Ein Kontaktabbruch liegt vor, wenn die Klientin getroffene Vereinbarungen nicht ein-
hélt, sich nicht mehr meldet und nicht auf Schreiben reagiert.
e Die Bewahrungshelferin bemuht sich aktiv um eine Wiederherstellung des Kontaktes
zur Klientin.
Kommt trotz dieser Bemiihungen kein Kontakt zustande, erfolgt eine Mitteilung an das auf-
sichtfiihrende Gericht.
9) | Berichte
e Eine Berichterstattung erfolgt auf Anforderung des aufsichtfiihrenden Gerichts.
Der Regelbericht enthélt Angaben Gber Kontakt, Wohnung, Arbeit,
wirtschaftliche Situation, mogliche Auflagenerfullung und Bemerkungen.
Der Regelbericht soll mit der Klientin besprochen werden.
e Eine proaktive ausfuhrliche Berichterstattung erfolgt bei
— Auflagenverletzung (siehe Pkt.7),
— bei neuen Straftaten (siehe Pkt.5.1ff),
— bei moglicher Aufhebung/Abkirzung der Bewahrungsaufsicht.
e Der Bericht soll mit der Klientin besprochen werden.
10) | Abschluss bei Straferlass
4 Wochen vor Ablauf der Bewéhrungszeit liegt dem aufsichtfihrenden Gericht der Abschluss-
bericht vor. Der Bericht muss eine Empfehlung enthalten, wie die Bewahrung abgeschlossen
werden sollte.
Vor Erstellung des Abschlussberichts erfolgt ein Abschlussgesprach mit der Klientin, das
grundsatzlich das Angebot neuer oder weiterer Hilfen im justiziellen Bereich beinhaltet.
Nach Eingang und Rechtskraft des Erlassbeschlusses wird die Akte abgeschlossen und abge-
legt.
11) | Abschluss bei Widerruf

Nach Eingang und Rechtskraft des Widerrufsbeschlusses wird die Akte abgeschlossen und
abgelegt, Fristen aus der Allgemeinen Verfiigung Gber Organisation und Aufgaben der Sozia-
len Dienste der Justiz im Lande Bremen in der jeweils geltenden Fassung sind zu beachten.
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Festlegung von Mindestkontakten fur Bewahrungshilfe und
FUhrungsaufsicht(zu 821)

Verfiigung: Referentln der SDdJ Datum: 20. Januar 2009

Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zurick zu 821

In Ergdnzung von § 12 (5) der AV des Senators fur Justiz und Verfassung tber Aufgaben und Or-
ganisation der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen vom 15.08.2004 werden die nachfol-
genden Regelungen getroffen:

3) | Festlegung der Mindestkontakte fur Bewé&hrungshilfe und Fihrungsaufsicht

Die Standards fiur die Durchfiihrung von Bewdhrungsaufsichten nach 8 21 der AV setzen in
verschiedenen Bereichen zeitliche Fristen fir die notwendigen Tatigkeiten (z. B. Durchfih-
rung des Erstgesprachs, Abschlussbericht u. &.). Zeitlich nicht definiert ist der Gesprachs-
kontakt mit den Klientinnen. Allerdings enthalt der innerhalb von vier Monaten zu erstel-
lende Arbeitsplan die Festlegung einer Kontaktfrequenz. Diese festzulegende Frequenz bil-
det die Grundlage fiur die Intensitat der Arbeitsbeziehungen zu den Klientlnnen. Voraus-
gegangen ist ein Arbeitsprozess, der in allen Bereichen der Sozialarbeit und damit auch in
der Bewahrungshilfe die Weichenstellung fir den zukinftigen Verlauf legt, ndmlich die Ein-
gangsphase. Innerhalb dieser Eingangsphase finden neben dem Aufbau der zukinftigen
Arbeitsbeziehung die Anamnese, die Hilfeplanung sowie die Definition des Kontrollbedarfs
statt.

Unter ,Kontakt“ bei der Durchflihrung von Bewahrungsaufsichten wird das persénliche Ge-
sprach verstanden. Andere Schritte, die auch zur Fuhrung der Bewéahrungsaufsicht ausrei-
chen kdnnen, erstrecken sich auf die Einholung von Informationen z.B. in Form eines Tele-
fonats mit der Klientln, der Ricksprache mit der Therapieeinrichtung u. a. All diese einge-
holten Daten und Erkenntnisse dienen auch der Festlegung der Frequenz flr einen person-
lichen Kontakt. Sie stellen Hilfsmittel dar, den Kontakt zu gewdhrleisten, erftllen allerdings
nicht die Anspriiche, die an einen Kontakt bei der Durchfihrung von Bewahrungsaufsichten
gestellt werden. Dies schliel3t allerdings nicht aus, dass diese Hilfsmittel fur die Durchfuh-
rung einer erfolgreichen Bewdahrungsaufsicht im Sinne der Legalbewdhrung ausreichen
koénnen. Die Festlegung des jeweiligen Kontaktes, die dartiber Aufschluss gibt, was wir mit
wem in welcher Zeit bearbeiten wollen, ist eine Richtlinie, die sich aus dem erstellten Ar-
beitsplan ergibt. Diese Richtlinie ergibt den Orientierungswert fur die minimale Kontaktfre-
quenz.

Die Frequenz des personlichen Kontaktes ist von der jeweiligen Phase der Bew&ahrungsauf-
sicht abhangig. Die Phasen des Bewahrungsverlaufs lassen sich dabei differenzieren in

1. die Eingangsphase,
2. die Phase des Hilfe- und Kontrollprozesses und

3. die Abschlussphase.

4) | 1. Die Eingangsphase ist unmittelbar mit der Erstellung des Arbeitsplans verbunden.
Wenn dieser nach vier Monaten den weiteren Verlauf der Arbeitsbeziehung festlegt, beste-
hen Erkenntnisse Uber die psychosozialen Individual- und Rahmenbedingungen der Klien-
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tinnen, die notwendigen Hilfs- und Beratungserfordernisse und die zu erfillenden Kontrol-
len. Insofern stellt die viermonatige Zeitspanne bis zur Erstellung des Arbeitsplans die
durchschnittlich intensivste Phase des Kontaktes dar und bedarf einer hohen Kontaktfre-
quenz, um die erforderlichen Aufgaben zu bewaltigen. In dieser Phase zu einer allgemein
verbindlichen Frequenz zu gelangen, erscheint nicht moglich. Zu vielfaltig erscheinen zu-
nachst die Aufgaben, die allein oder gemeinsam mit den Klientinnen zu bewaéltigen sind
und die sehr unterschiedliche Vorgaben beinhalten. Von der Bewaltigung einer akuten Kri-
sensituation bei Ubernahme der Bewahrungsaufsicht mit extrem hoher Kontaktdichte bis
hin zur telefonischen Kontaktaufnahme zum Therapietrager (wenn sich der/die Klientin
z.B. nach der Haft gleich dorthin begibt) als Hilfsmittel zur Beschaffung von Erkenntnissen
durfte hier die Bandbreite reichen. Die Erkenntnisse Uber die Arbeitsplanung in dieser Pha-
se setzen erfahrungsgemaR jedoch ein Mindestmass an personlichen Kontakten voraus, um
hierauf aufbauend den weiteren Verlauf zu gestalten. /n der Eingangsphase sollte zur
Erstellung des Arbeitsplans mindestens einmal im Monat ein persénliches Ge-
sprédch stattfinden.

5)

2. Die Phase des Hilfe- und Kontrollprozesses stellt das zeitliche Kernstiick der Bewah-
rungsaufsicht dar. In einigen Fallen dauert dieser Zeitraum Uber funf Jahre, in anderen Fal-
len lasst sich durch die Aufhebung der Unterstellung die Dauer erheblich reduzieren. Die
durchschnittliche Bewahrungszeit wird sich jedoch auf drei Jahre erstrecken, so dass fir
diesen Zeitraum die Uberarbeitung des Arbeitsplans und die daraus zu ziehenden Schluss-
folgerungen immer aufs Neue erforderlich werden. Daran wird deutlich, dass die Kontakt-
frequenz den individuellen Erfordernissen entsprechen muss, die sich aus der Lebenssitua-
tion der Klientinnen und den zu erfiillenden Auflagen und Weisungen ableiten lassen. Da-
mit erdffnet der erstellte Arbeitsplan die Mdglichkeit bedarfs- und zielorientiert den person-
lichen Kontakt festzulegen. Die Intensitat dirfte dabei recht unterschiedlich sein, gleich-
wohl bietet sich aber auch hier eine minimale Frequenz an, die es ermoglichen sollte, den
Aufgabenstellungen der Bewéahrungsaufsicht gerecht zu werden.

Im Hilfe- und Kontrollprozess sollte der Kontakt zwei Monate nicht liberschrei-
ten.

6)

3. Die Abschlussphase definiert den Zeitraum der zeitlich auslaufenden Bewahrungsauf-
sicht. In dieser Phase, die spatestens nach zwei Drittel der Bewdhrungszeit beginnt, wird
der Abschluss vorbereitet. Einerseits bedeutet dies eine formale Abschlussorganisation
(z.B. Bericht), andererseits sollen im Abschlussgesprach den Klientinnen Ruckgriffmdglich-
keiten auf Beratungs- und Hilfsangebote tber die Bewahrungszeit hinaus aufgezeigt wer-
den.

Erfahrungswerte lassen erkennen, dass nach Ablauf der ersten 1 bis 1 2 Bewahrungsjah-
re bei bestehender Problemlagenbewaltigung von einem weiteren erfolgreichen Verlauf im
Sinne einer Legalbewdahrung gesprochen werden kann. Dieses vorausgesetzt lasst sich die
Kontaktfrequenz bestimmen:

In der Abschlussphase sollte bis zur Beendigung der Bewéhrungsaufsicht durch
Straferlass mindestens alle drei Monate ein persénliches Gesprédch stattfinden.

)

Abweichungen von den standardisierten Mindestkontakten sind mdglich, wenn dies die be-
grindete Arbeitsplanung zulésst. In diesen Fallen ist auf die Besonderheit der Abweichung
hinzuweisen und die Bedarfs- und Zielerreichung in der Bewahrungsaufsicht auch in dieser
veranderten Kontaktdichte zu begriinden und zu dokumentieren. DarlUber hinaus gilt es zu
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bertcksichtigen, dass die Grenzziehung zwischen der Eingangsphase und der Phase des
zeitlich nicht immer nach 4 Monaten (Arbeitsplan erstellt) o-
der nach zwei Dritteln der Bewahrungszeit (i.d.R. Stabilitat und reduzierter Beratungs- und
Hilfebedarf) moglich ist. Mogliche Uberschreitungen dieser Grenzziehung treten immer
dann auf, wenn neue Entwicklungen eintreten, die grundlegende und neue Planungen
nach sich ziehen. Gleichzeitig deuten die Erkenntnisse und Ergebnisse Uber erfolgreiche
Verlaufe von Bewdahrungsaufsichten in Form von Legalbewéhrungen darauf hin, dass in der
groRen Mehrzahl der Bewahrungsaufsichten die in den drei Phasen zugrunde liegende Ver-

Hilfe-und Kontrollprozesses

laufsstruktur Gberwiegt.

Zeitfenster

Phase

Kontaktfrequenz

Die ersten vier Monate

Eingangsphase

Mindestens 1 x im Monat

Bis zwei Drittel der Bewah-
rungszeit.*

Phase des Hilfe- und Kon-
trollprozesses

Mindestens alle 2 Monate

Das letzte Drittel der Be-
wahrungszeit.

Abschlussphase

Mindestens alle 3 Monate

Diese Regelungen treten mit sofortiger Wirkung in Kraft.

! Die zeitliche Verlaufsstruktur der Bewahrungsaufsicht schlieBt nicht aus, dass bei positivem Verlauf, der den Hilfe- und
Kontrollprozess berflussig werden lasst, entsprechend den Standards fiir Bewéhrungsaufsichten eine Uberpriifung stattfin-
det, die eine Abkiirzung der Bewahrungszeit oder eine Aufhebung der Unterstellung méglich macht.
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Vorbereitungen zum Abschluss eines Auftrages (zu 821)

Verfiigung: Referentin SDdJ Datum: 03. Méarz 2004
Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zurick zu 821
1) | FUr den Fall, dass Bewahrungszeit und Unterstellungszeit nicht identisch sind:

a)

b)

Vier Wochen vor Ablauf der Unterstellungszeit berichtet die Mitarbeiterin® an den Auf-
traggeber abschlieRend. Der Bericht muss den deutlichen Hinweis enthalten, dass die
Tatigkeit der Bewahrungshilfe mit Ablauf der Unterstellungszeit eingestellt wird.

Reagiert der Auftraggeber auf diesen Bericht nicht, wird die Bewahrungsakte nach
Ablauf der Unterstellungszeit geschlossen.

Die Klientin wird dartber belehrt, dass mit Ende der Unterstellungszeit die

Tatigkeit der Bewahrungshilfe endet und insbesondere, dass das Ende der Unterstel-
lungszeit nicht identisch ist mit dem Ablauf der Bewéhrungszeit. Die Belehrung muss
den Hinweis enthalten, dass der Erlass der Strafe erst nach Ablauf der Bewahrungs-
zeit in Frage kommt und dazu ein Beschluss des erkennenden Gerichtes erforderlich
ist.

Die Klientin wird darauf hingewiesen, dass sie sich bei Bedarf jederzeit erneut an ihre
Bewahrungshelferin wenden kann (Formlose Betreuung).

Im Vermerketeil der Akte muss sich ein Hinweis auf die erfolgte Belehrung finden.

2)

Fur den Fall, dass Bewé&hrungszeit und Unterstellungszeit identisch sind:

a)

b)

d)

e)

Vier Wochen vor dem Ende der Bewahrungszeit berichtet die Bewéahrungshelferin an
den Auftraggeber abschlieBend. Der Bericht muss eine Empfehlung enthalten, ob die
ausgesetzte Strafe erlassen werden sollte.

Ist acht Wochen nach Ablauf der Bewahrungszeit noch kein Beschluss eingegangen —
und sind auch auf sonstigem Weg die Griinde fur die Verzégerung des Beschlusses
nicht aktenkundig geworden —, bittet die Bewahrungshelferin den Auftraggeber
schriftlich um kurzfristige Sachstandsmitteilung bzw. einen Beschluss. Sie verweist
dabei auf ihr Votum im Abschlussbericht.

Reagiert der Auftraggeber erneut ohne Angabe von Grinden nicht, bittet die
Bewahrungshelferin in einem weiteren Schreiben - 4 Wochen spater - den Auftragge-
ber nunmehr um einen Beschluss. Dieses Schreiben muss den Hinweis enthalten,
dass die Tatigkeit der Bewahrungshelferin endet, weil die Unterstellungszeit abgelau-
fen ist.

Geht anschlieBend vier Wochen lang kein Beschluss ein — oder wird auf andere Weise
nicht aktenkundig, warum das Gericht derzeit keinen Beschluss fassen kann oder will,
so wird der Vorgang abgeschlossen.

Die Klientin wird darauf hingewiesen, dass ohne Beschluss des Gerichtes noch keine
Entscheidung Uber Widerruf oder Erlass der Bewahrungsstrafe getroffen ist. Die Klien-
tin wird darauf hingewiesen, dass sie sich bei Bedarf jederzeit erneut an ihre Bewéah-
rungshelferin wenden kann (Formlose Betreuung).

Im Vermerketeil der Akte muss sich ein Hinweis auf die erfolgte Belehrung finden.

3)

Mein Vermerk in gleicher Sache vom 04.03.2003 verliert seine Gultigkeit.

soweit im Text der vereinfachten Lesbarkeit wegen die weibliche Form verwandt wird, sind damit auch die ménnlichen Mitarbeiter bzw. Klienten gemeint

Datum: 17.01.2011
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Aussagegenehmigung fur Zeugenaussagen von Bewahrungs-
helfern (zu 821)

Verfugung: Préasident des Landgerichtes Datum: 19. April 1983

Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zurick zu 821

Die meiner Dienstaufsicht unterstehenden Bremer Bewé&hrungshelfer teilen mir haufig mit, dass sie
vor Gericht als Zeugen Uber den Verlauf bestimmter Bewahrungsaufsichten aussagen sollen, und bit-
ten mich, ihnen dafiir eine Aussagegenehmigung zu erteilen. Diesen Bitten habe ich bisher in allen
Fallen ohne weitere Nachfrage entsprechen kénnen, weil regelméaRig keine dienstlichen Belange be-
eintrachtigt werden, wenn ein Bewéahrungshelfer Gber die Betreuung eines einzelnen Probanden be-
richtet.

Zur Verwaltungsvereinfachung habe ich mich daher entschlossen, den mir unterstellten Bewahrungs-
helfern hiermit eine generelle Aussagegenehmigung fir die oben angefiihrten Falle zu erteilen, in
denen ein Bewahrungshelfer vor Gericht als Zeuge Uber den Verlauf einer Bewahrungsaufsicht im Ein-
zelfall berichten soll.

Ich bitte, die Bewahrungshelfer von dieser generellen Aussagegenehmigung zu informieren. Wenn ein
Bewahrungshelfer bei besonders gelagerten Zeugenvernehmungen Zweifel hat, ob meine generelle
Aussagegenehmigung auch diesen speziellen Einzelfall erfasst, stelle ich hiermit anheim, daftr bei mir
wie bisher eine gesonderte Einzelaussagegenehmigung zu beantragen.

Datum: 17.01.2011
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Bewahrungsaufsichten — Arbeitsplan (zu §823)

Verfiigung: Referentin SDdJ Datum: 29. Dezember 2005

Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zuruck zu §23

Auf der Grundlage des 8 23 der AV des Senators fur Justiz und Verfassung vom 15.08.2004 bestimme
ich erganzend:

1

Zur Durchfiihrung von Bewdahrungs- und Fihrungsaufsichten wird der in der Anlage beige-
flgte Arbeitsplan fur alle Mitarbeiterlnnen verbindlich.

2)

Der Arbeitsplan ist fur alle Klientinnen einzusetzen, fir die neue Arbeitsauftrdge eingehen.
Bestehen mehrere Bewahrungs-/Flihrungsaufsichten nebeneinander, so ist der Arbeitsplan in
der fuhrenden Akte zu bearbeiten.

3)

Fur die Erarbeitung des Arbeitsplans sind die dem Arbeitsplan als Anlage 1 (Checkliste) und
Anlage 2 (Problemlagenanalyse) beigefiigten Materialien zu verwenden. Die Entscheidung, ob
die Checkliste oder die Problemlagenanalyse benutzt wird, trifft der/die zustandige Fach-
dienstmitarbeiterin. Im Arbeitsplan ist zu Auswertungszwecken kenntlich zu machen, welche
von beiden benutzt wurde.

4)

Bei Anlage der Akte durch die Geschaftsstelle wird der Arbeitsplan als Dokument im Ver-
zeichnis des/r Klientln angelegt (s. auch Verfiigung ,Aktenanlage durch die Geschéaftsstelle®).
Nach Fertigstellung des Arbeitsplans ist dieser auszudrucken und zur Akte zu nehmen. Wird
der Arbeitsplan nennenswert geandert, so ist der aktuelle Stand auszudrucken und zur Akte
zu nehmen.

5)

Diese Regelung tritt zum 01.01.2006 in Kraft. Die Verfigungen des Referenten vom
27.06.2002 und 25.03.2004 verlieren ihre Gliltigkeit.

6)

Im ersten Halbjahr 2007 werden die bis dahin gewonnenen Eindriicke und praktischen Erfah-
rungen im Umgang mit Arbeitsplan und Checkliste/Problemlagenanalyse ausgewertet.

Datum: 17.01.2011
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Arbeitsplan (zu §23)

Inhaltsverzeichnis

Anlagenverzeichnis

<< zurlick zu §23

Vorname/Name des/der KlientIn:

Geburtsdatum

Anschrift, Telefon der/des KlientIn:

erstellt/geandert C/P

vorgestellt in Arbeitsgruppe am:

Aktuelle strafrechtliche Situation
Reg. Nr. Auftrageber Aktenzeichen Art der Straftat
Reg. Nr. Strafmaf3/ -rest in Bewahrungszeit bis: | Unterstellungszeit bis: | Verlangerung der Be- Frihestmaglicher Zeitpunkt der Ab-
Monaten: wahrungszeit bis: kiirzung der Bewdhrungszeit:
Reg. Nr. Besondere Auflagen/Weisungen erledigt am:
weitere strafrechtliche Auffalligkeiten
zustandiges Gericht/StA - Az. Art der Straftat Stand des Verfahrens MaBnahmen

Biographische Daten:
vergangenheitsbezogen:

gegenwartsbezogen:

Hilfe- und Kontrollbedarfe

Hilfebedarfe:

Besonderer Kontrollbedarf:

Ziele/ Geplantes Vorgehen

Kontaktfrequenz

Wochen

Datum: 17.01.2011
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Anlage 1 Checkliste (C) (zu 823)

Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zuruck zu §23

Biographische Daten
vergangenheitsbezogen:

besondere Daten zur lebensgeschichtlichen Entwicklung
Schulausbildung/Berufsausbildung
Suchterkrankungen/Therapien

Strafrechtliche Vorbelastung/Hafterfahrung

gegenwartsbezogen:

aktuelle personliche Situation, inkl. auslanderrechtlicher Status, Familienstand, Lebensform
berufliche und/oder Einkommenssituation

ggf. Grad einer Suchterkrankung

besondere Informationen

Hilfebedarfe

Gesundheitliche Situation (ohne Sucht)
Abhangigkeiten
Wohnsituation/Aufenthalt

Soziale Beziehungen/Freizeit
Alltagskompetenz
Mitarbeitsbereitschaft/Mitarbeitsfahigkeit
Arbeitssituation

Finanzielle Situation
Auflagen/Weisungen

Delinquenz

Besonderer Kontrollbedarf

Delikt

Schwere des Delikts

Dauer der Hafterfahrung, Rickfalle und Haufigkeit
Psychische Stérungen

Auflagen/Weisungen

Beobachtungen

Ziele/Geplantes Vorgehen

Formulierung der Ziele und Zwischenziele (des/der Klientln, des Auftraggebers, des/der Be-
wahrungshelferin) als Resultat aus aktueller strafrechtlicher Situation, Biographie, Hilfe- und
besonderem Kontrollbedarf

Zuordnung der Kooperationspartner zu den Arbeitsauftragen

Zielkontrolle, Fortschreibung anhand der jeweiligen Arbeitsauftrage, ggf. inkl. Bemerkungen
zur Mitarbeitsbereitschaft oder Mitarbeitsfahigkeit (Einhaltung von Terminen, Erledigung von
Auftragen)

Stand:

November 2005

Datum: 17.01.2011
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Inhaltsverzeichnis

Anlagenverzeichnis

<< zurlick zu 8§23

Anlage 2 Problemlagenanalyse (P) (zu §23)

Name:

Datum:

I?g;::;:gg? Arbeitssituation WZU?::;]?I',(OH Fé?tir;'iilrl]e Abhangigkeiten V\’;“etji];ljgggn Bezsigﬁﬁéi]en Alltagskompetenz Delinquenz
—Keine chronischen, | —Gesichertes —Wohnraum —Keine Schulden —Keine Abhangig- —Keine besonderen — Intaktes soziales — Leistungsbereit- — Aufarbeitung der
korperlichen Arbeitsverhéltnis gesichert keitsproblematik Auflagen und Bezugssystem schaft Delinquenzursache
Erkrankung ) —Geordnete Weisungen bzw. ) bereits erledigt
— Abgeschlossene — Ausreichend grof3 finanzielle erledigt — Aktive —Kann Deutsch
Berufsausbildung fur Klientin Verhaltnisse Freizeitgestaltung Lesen und
1) und/oder Familie Schreiben
— Gesicherter
auslénderrechtlicher
Status
— Inflexible — Ausbildung, Schule | —Wohnraum — Uberschaubare — Suchtmittelgeféhr- | — Sonstige Auflagen — Eingeschranktes —Verminderte —Verbale
Personlichkeit . gesichert, nicht Schulden und dung und Weisungen soziales Leistungsbereit- Bereitschaft,
) —befristetes ausreichend von Zahlungsverpflichtu Bezugssystem schaft Delinquenzursache
— Latente, chronische Arbeitsverhéltnis GréRe und / oder hgen _ ) _ ) 7u bearbeiten
Erkrankung (z.B. Qualitat — Eingeschrénktes — Eingeschrénkter )
HIV-Infektion, —Berentung — Existenzgrundlage Freizeitverhalten Organisationsgrad | — Keine Anderung im
2) Hepatitis C) —INjob* —Wohnraum nicht gesichert Umfeld und im
) " gesichert, z.B. ) ) —Schnelle Handeln
- Be_‘?md_erung — Ich-AG* befristet oder zur — Leistungsbezieherln Uberforderung
mitgeringer ;
Arbeitsbeein- — Elternzeit Untermiete ~Lese-Recht-
tréchtigung schreibschwéche in
Deutsch
— Personlichkeitsdefizi | — Lehrgénge, ABM —Wohnheim, —Uberschuldung und | — Akute — Therapieweisung — Beziehungs- —Geringe Leistungs- | — Diffuse
te . Sozialpension, geregeltes Abhéngigkeitserkra stérungen bereitschaft Delinquenzeinsicht
o —Ohne Beschaftigung |  pengion o.4. Einkommen nkung mit — Arbeitsauflag o . o
— Krankheitsbild nach noch nicht langer Krankheitseinsicht — AusschlieBlich — Geringer —Bewegt sich in
dem ICD 10 in als 6 Monate —Ungesicherter —Drohende und Bereitschaft zur | — GeldbuBe Konsumfreizeit- Organisationsgrad Grauzone (Btm,
Behandlung Unsich auslanderrechtlicher | Pfandungen Therapie oder verhalten Ei hrAnkt Schwarzarbeit,
3) Virulente ‘A”S'C_ eres Status (Duldung) Behandlung — EIngeschrankte Kontaktabbriiche
chronische rbeitsverhéltnis — Insolvenzverfahren, andlungsmogllch— 0.4.)
Erkrankung (z.B. wegen — Notunterkunft, z.B. Entschuldungsver- | _ g pstitution ohne keiten

—Behinderung mit
hoher Arbeitsbeein-
trachtigung

Arbeitsstdrungen)

La Campagne,
Sleep In

fahren

Beikonsum

— Funktionaler
Analphabetismus

—Neue Straftaten im
unteren Bereich
(z.B. Strafbefehl,
Antratverfahren)

Datum: 17.01.2011
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—Psychische Proble-
matik ohne Be-
handlung

— Krankheitsbild nach
dem ICD 10 ohne
Behandlung

—Endstadium einer
chronischen Er-
krankung

—Behinderung mit
Arbeitsunfahigkeit

— Ohne Beschaftigung
und
Berufsausbildung

—Ohne Beschéaftigung
seit
mehr als 6
Monaten

—Ohne Beschéaftigung
mit Sucht / Krank-
heitsthematik

— Obdachlos

— Ohne festen Woh-
sitz

—Ungesicherter aus-
landerrechtlicher
Status (drohende
Abschiebung)

— Uberschuldung

— Existenzgrundlage
nicht gesichert

—Keine Grundlage fur
Schuldner-beratung

— Akute und chroni-
sche Abhangig-
keitserkrankung

—Keine Einsicht in
Abhangigkeitser-
krankung

— Substitution mit
Beikonsum

— Dezidierte Auflagen
und Weisungen, die
aus der anzuneh-
menden Gefahrlich-
keit der/des Klien-
tin resultieren z.B.:
Sexualtherapie, An-
tigewalttraining,
psychiatrische Be-
handlung

— Isolation, soziale
Vereinsamung

— Psychische
Einsamkeit

—Keine Leistungs-
bereitschaft

— Keine Organisation
des Alltags

—Kaum Handlungs-
kompetenz

—Hohe
Ruckfallgefahr

—Verbale und tatliche
Gewaltbereitschaft

—Keine
Veranderungs-
bereitschaft

—Neue Straftaten im
mittleren Bereich
(z.B. Anklage-
schrift)

Anlage 2 zum Arbeitsplan - Problemlagenanalyse - Stand: November 2005

Datum: 17.01.2011
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Fachliche Standards fir die Durchfihrung von GH-Auftragen

(zu 825)

Verfiigung: Referentin SDdJ Datum: 18. Februar 2004

Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zuruck zu 8§25

D

Zwischen dem Eingang des Auftrages und der Rickmeldung an den Auftraggeber Uber die
Person der Bearbeiterin® sollen nicht mehr als 10 Tage verstreichen.

2)

Zwischen dem Eingang und Ausgang des Auftrages vergehen regelmafig nicht mehr als 2
Monate. Kann diese Frist ausnahmsweise nicht eingehalten werden, erhélt der Auftraggeber
einen Zwischenbericht mit Angabe der Griinde fur die Verzogerung und dem Datum der vor-
aussichtlichen Berichterstattung.

3)

Wir bemiihen uns aktiv um einen Kontakt zu den Betroffenen. Mit einem ersten Anschreiben
versenden wir den Flyer mit allgemeinen Informationen zu Gerichtshilfen. Reagiert die Klien-
tin auf das erste Anschreiben nicht, erfolgt eine weitere Einladung. Sollte sich die Klientin
auch auf dieses Anschreiben hin nicht melden, hat die Gerichtshilfe in ihrem aktiven Bemu-
hen um eine Kontaktaufnahme geeignete MalRnahmen zu ergreifen, die die Erfillung des Ge-
richtshilfeauftrages dennoch erméglichen. Als MaBnahmen in diesem Sinne gelten z. B. Ver-
suche, die Klientin telefonisch zu erreichen oder einen angemeldeten Hausbesuch durchzu-
fahren.

4)

Im personlichen Kontakt wird die Klientin Gber ihre Rechte und Pflichte belehrt. Insbesondere
Uber den Umstand, dass ihre Zusammenarbeit mit der Gerichtshilfe fir Erwachsene auf ihrem
freiwilligen Entschluss beruht und dass wir wahrheitsgemaf Bericht erstatten werden.

5)

Wird im personlichen Kontakt zur Klientin ein Hilfebedarf erkennbar, so greifen wir diesen auf
und vermitteln die erforderlichen Hilfen bzw. leiten diese ein.

6)

Unser Bericht an die Auftraggeber ist vollstandig und wahrheitsgemafR. Unter Angabe der
Quellen trennen wir strikt zwischen der Mitteilung von Tatsachen, unseren fachlichen Bewer-
tungen und unseren Empfehlungen zum weiteren Vorgehen. Die Berichte an die Auftragge-
ber werden auf griinem Papier geschrieben.

1 soweit im Text der vereinfachten Lesbarkeit wegen die weibliche Form verwandt wird, sind damit auch die mannlichen Mitarbeiter bzw. Klienten gemeint.

Datum: 17.01.2011
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Erhebungen von Sozialdaten bei Beauftragungen in Gerichts-

hilfesachen (zu §25)

Verfugung: Referentln der SDdJ Datum: 21. Januar 2009

Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zurtck zu 825

1) | Erhebung von Sozialdaten bei Beauftragungen in Gerichtshilfesachen.

2) Die hierzu bestehenden Verfigungen vom 20.12.2001, 22.07.2002 und 05.06.2003 ver-

lieren mit Ablauf des Jahres 2008 ihre Gliltigkeit

3) | Ab 01.01.2009 sind bei Abschluf} eines Gerichtshilfeauftrages vom/von der zustandigen
Fachdienstmitarbeiter/in regelmafig unter der Registerkarte ,,Sozialdaten anzeigen“ aus-
schlieBlich die nachstehenden Zusatzdaten zur GH in SoziJus zu erfassen - Zeitpunkt Kon-
taktaufnahme
- Vorschlage bei EFS-Féallen
- Empfehlungen bei anderen GH-Fallen

4) | Die weiteren Angaben zu ,,GH-Daten und Straftaten“ werden weiterhin wie gewohnt von

der Geschéaftsstelle eingegeben

Datum: 17.01.2011
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Aussagegenehmigung fur Zeugenaussagen
von Gerichtshelfern (zu 825)

Verfuigung: Prasident des Landgerichtes Datum: 17. Juli 1987

Inhaltsverzeichnis Anlagenverzeichnis << zurlick zu 825

Aus Grunden der Verwaltungsvereinfachung erteile ich den Gerichtshelfern eine generelle Aussagege-
nehmigung, soweit sie vor Gericht als Zeugen im Zusammenhang mit ihrer Tatigkeit als Gerichtshelfer
vernommen werden sollen.

Ich dabei davon aus, dass insoweit regelmalfiig keine dienstlichen Belange beeintrachtigt werden.

Ich bitte, die Gerichtshelfer von dieser generellen Aussagegenehmigung zu informieren. Wenn ein Ge-
richtshelfer bei besonders gelagerten Zeugenvernehmungen Zweifel hat, ob meine generelle Aussa-
gegenehmigung auch diesen speziellen Einzelfall erfasst, stelle ich anheim, daftir bei mir wie bisher
eine gesonderte Einzelfallgenehmigung zu beantragen.

Datum: 17.01.2011
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	2.2. Unsere Ziele
	2.3. Unsere Werte
	3. Organisationsstruktur 
	4. Qualitätsentwicklung und -sicherung
	I. Aufgabenstellung
	§ 1 Tätigwerden nach Auftrag oder auf Antrag
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	(4) Die Leiterin oder der Leiter der Dienststelle kann einzelne ihr oder ihm obliegende Aufgaben auch anderen sozialpädagogischen Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter zur Wahrnehmung in ihrem oder seinem Auftrag übertragen.

	§ 10 Arbeitsgruppen
	(3) Die Sozialen Dienste der Justiz sind regional gegliedert in die Arbeitsgruppen Bremen-Ost, -Süd, -Mitte-West, -Nord sowie Bremerhaven.
	(4) Ausgenommen von der regionalen Zuständigkeit ist die "Arbeitsgruppe Frauen". Sie ist zuständig für alle Klientinnen im stadtbremischen Bereich.

	§ 11 Aufgaben der Arbeitsgruppen
	(1) Jede Arbeitsgruppe nimmt die ihr zugewiesenen Aufgaben der Bewährungshilfe, der Führungsaufsicht, der Gerichtshilfe, der Amtshilfe und der formlosen Betreuung mit den der Arbeitsgruppe zugeordneten Mitarbeitern einheitlich wahr.
	(2) Soweit es die Aufgabenerfüllung zulässt, können die Mitarbeiter Regelungen treffen, wonach einzelne Mitarbeiter Teilaufgaben überwiegend erledigen.

	§ 12 Geschäftsverteilung der Arbeitsgruppen
	(5) Die Arbeitsgruppen geben sich einen Geschäftsverteilungsplan. Dieser regelt insbesondere:
	(6) Jede Arbeitsgruppe hält mindestens alle 14 Tage eine Dienstbesprechung ab, deren wesentliche Ergebnisse protokolliert und aktenkundig gemacht werden.
	(7) Jede Arbeitsgruppe bietet feste Sprechzeiten an (einmal in der Woche auch bis mindestens 18.00 Uhr) und regelt, dass in den anderen allgemeinen Dienstzeiten zumindest ein Mitglied der Arbeitsgruppe in den Diensträumen erreichbar ist (Präsenz).
	(8) Jede Arbeitsgruppe regelt, dass an allen Sitzungen der von dem Referenten gebildeten Fachgruppen und -ausschüsse mindestens ein Mitglied der Gruppe teilnimmt.
	(9) Jede Arbeitsgruppe legt dem Referenten zum 31.03. eines jeden Jahres einen Erfahrungsbericht über ihre Tätigkeit im abgelaufenen Jahr vor. Das Nähere regelt eine Verfügung des Referenten.
	(10) Von den in Abs. 1 bis Abs. 5 getroffenen Regelungen kann nur im Einvernehmen mit dem Referenten abgewichen werden.

	§ 13 Sprecher
	(1) Jede Arbeitsgruppe wählt oder benennt einen Teamsprecher für jeweils mindestens ein Jahr. 
	(2) Der Teamsprecher vertritt die Arbeitsgruppe sowohl gegenüber dem Referenten als auch in der Konferenz der Teamsprecher. Er ist verantwortlich für den gegenseitigen Informationstransfer.
	(3) Kann oder will eine Arbeitsgruppe eine Sprecherin oder einen Sprecher nicht wählen oder benennen, bestimmt die Dienststellenleiterin oder der Dienststellenleiter eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter, die oder der diese Funktion zu übernehmen hat.

	§ 14 Konferenz der Teamsprecher
	(1) Die Sprecher der Arbeitsgruppen sowie der Referent und seine Vertreter bilden die Konferenz der Teamsprecher. Die Konferenz tritt in monatlichen Abständen zusammen. Sie hat den Referenten bei der Erledigung seiner Aufgaben und in allen fachlichen Fragen zu beraten. Sie entwickelt Vorschläge für die Lösung aufgetretener Probleme, sie erörtert Fachfragen und erarbeitet Stellungnahmen. Die Konferenz bildet auch das Forum für den gegenseitigen Informationsaustausch zwischen den einzelnen Arbeitsgruppen.
	(2) Hält es der Referent oder eine der Arbeitsgruppen für erforderlich, außerhalb der vereinbarten Termine die Konferenz einzuberufen, so lädt der Referent in angemessener Frist schriftlich unter Mitteilung des beabsichtigten Besprechungsgrundes ein.

	§ 15 Zuständigkeit
	(1) Die Zuständigkeit für eingehende Aufträge richtet sich nach den folgenden Kriterien in der angegebenen Reihenfolge:
	(2) Lässt sich die Zuständigkeit nach Abs. 1 nicht festlegen, entscheidet der Referent oder sein Vertreter.
	(3) Wird ein Wechsel der Zuständigkeit angestrebt, so sind nachfolgende Gesichtspunkte zu beachten:

	§ 16 Aktenführung
	Für jeden Arbeitsauftrag wird eine Akte angelegt, in der die zuständigen Mitarbeiter alle wesentlichen Arbeitsschritte schriftlich und nachvollziehbar dokumentieren. Das Nähere regelt der Referent.

	§ 17 Schwerpunktbildung
	Bei Klienten mit Sexualdelinquenz, gravierenden Gewaltproblematiken und solchen, bei denen das Jugendstrafrecht Anwendung findet, besteht ein besonderer Bedarf an Betreuung und/  oder Kontrolle. Zur Bündelung von Kompetenzen im Umgang mit diesen Tätergruppen können sozialpädagogische Mitarbeiter in den Arbeitsgruppen entsprechende Vertiefungsgebiete bilden.

	§ 18 Dienstzeiten
	(1) Im Rahmen der für den öffentlichen Dienst festgesetzten täglichen Arbeitszeit und vorbehaltlich der durch den Referenten der Sozialen Dienste der Justiz bestimmten Präsenzzeiten sind die sozialpädagogischen Mitarbeiter der Arbeitsgruppen befugt, ihre Dienstobliegenheiten auch außerhalb der üblichen Dienstzeiten und außerhalb der Dienstgebäude wahrzunehmen, soweit die Erfüllung der Aufgaben dies erforderlich macht. Eine ganztägige Abwesenheit ist nur aus zwingenden dienstlichen Gründen zulässig. Sie bedarf der Zustimmung des Referenten.
	(2) Die sozialpädagogischen Mitarbeiter haben an wenigstens 2 Tagen in der Woche zu festen Zeiten Sprechstunden abzuhalten.
	(3) Der Referent ist befugt, im Einzelfall den schriftlichen Nachweis über den Arbeitseinsatz anzuordnen.
	(4) Die Mitarbeiter, die nicht sozialpädagogische Mitarbeiter sind, unterliegen der geltenden Dienstvereinbarung über die gleitende Arbeitszeit.

	§ 19 Dienstgänge und Dienstreisen
	(1) Für Dienstgänge zu Orten innerhalb des Bereiches des Verkehrsverbundes, die mit öffentlichen Verkehrsmitteln und vertretbarem zeitlichen Aufwand erreicht werden können, sind die den Arbeitsgruppen zur Verfügung gestellten Monatskarten zu benutzen. Dies gilt insbesondere für den innerstädtischen Bereich. Für Dienstgänge zu Orten, die nur mit unverhältnismäßigem Zeitaufwand mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreicht werden können, ist die Benutzung des privaten Pkw zulässig, sofern die Dienststellenleiterin oder der Dienststellenleiter dafür die Genehmigung erteilt hat.
	(2) Anträge auf die Genehmigung von Dienstreisen über die Landesgrenzen hinaus sind mindestens 14 Tage vor Antritt der Reise bei der Dienststellenleiterin oder dem Dienststellenleiter zu stellen.

	§ 20 Fortbildung und externe Fachberatung
	(1) Die sozialpädagogischen Mitarbeiter sind verpflichtet, sich in angemessenem Umfang fortzubilden.
	(2) Die einzelnen Arbeitsgruppen und ihre Mitglieder können eine Beratung durch externe Fachkräfte in Anspruch nehmen, wenn die betreffenden Mitarbeiter sich kontinuierlich daran beteiligen. Die Anzahl der externen Fachberatungen bestimmt der Senator für Justiz und Verfassung in Abstimmung mit dem Referenten der Sozialen Dienste der Justiz im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel.
	(3) Einzelne sozialpädagogische Mitarbeiter können externe Fachberatung (Supervision) in Anspruch nehmen.
	(4) Aktivitäten gemäß Abs. 1 bis 3 werden vom Dienstherrn im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel gefördert.


	III. Grundsätze der Aufgabenwahrnehmung
	§ 21 Aufgaben
	(1) Die sozialpädagogischen Mitarbeiter führen die Aufsicht und Leitung über die Klienten. Sie stehen ihnen beratend, helfend und betreuend zur Seite mit dem Ziel,  diese zu befähigen, ein straffreies Leben in sozialer Verantwortung zu führen und die Auswirkungen ihres delinquenten Handelns zu erkennen.
	(2) Die sozialpädagogischen Mitarbeiter überwachen im Einvernehmen mit den auftraggebenden Stellen die Erfüllung der Auflagen und Weisungen.

	§ 22 Berichtspflicht
	(1) Die sozialpädagogischen Mitarbeiter berichten über die Lebensführung der Klienten grundsätzlich innerhalb der ersten drei Monate nach Beginn der Bewährungsaufsicht, anschließend in jährlichem Abstand und zum Ablauf der Bewährungszeit, soweit von der auftraggebenden Stelle keine anderen Zeiten bestimmt werden. Zwischenberichte sind zu erstatten, wenn das Verhalten der Klienten oder sonstige Umstände - insbesondere bei der Erfüllung der erteilten Auflagen und Weisungen - hierzu Anlass geben.
	(2) Der schriftliche Bericht muss sämtliche Quellen zu den mitgeteilten Tatsachen angeben. Neben Tatsachen und Fakten enthält der Bericht Wertungen und Einschätzungen, die als solche deutlich gekennzeichnet sein müssen.

	§ 23 Arbeitsplan
	(1) Nach Übernahme der Bewährungsaufsicht ist eine schriftliche Planung zu erstellen,
	(2) die unter Berücksichtigung der Auflagen und Weisungen der auftraggebenden Stelle Angaben über Art, Umfang, Dauer und Durchführung von Betreuungsmaßnahmen enthält. Die Klienten sind an der Aufstellung des Plans zu beteiligen. Der Arbeitsplan ist entsprechend der Entwicklung der Klienten fortzuschreiben.
	(3) Zu dem im Arbeitsplan festgestellten Zeitpunkt des frühestmöglichen Straferlasses ist zu prüfen, ob die Bedingungen für eine entsprechende Anregung beim Gericht erfüllt sind. Erfolgt keine Anregung, sind die Gründe hierfür in der Akte zu vermerken.

	§ 24 Hausbesuche
	(1) Die sozialpädagogischen Mitarbeiter haben sich einen eigenen Eindruck von den Wohnverhältnissen der Klienten zu verschaffen. Zu diesem Zweck soll im ersten Betreuungsjahr ein
	(2) Hausbesuch durchgeführt werden. Wird davon abgewichen, sind die Gründe hierfür in der Akte zu vermerken.
	(3) Der Hausbesuch soll mit der Zustimmung der Klienten erfolgen.


	- Gerichtshilfe –
	§ 25 Auftraggeber
	(1) Gerichtshilfeaufträge werden eingeleitet auf Ersuchen einer Staatsanwaltschaft, eines Gerichtes, einer mit Gnadensachen oder mit Strafregistervergünstigungen befassten Stelle, gemäß § 1 Abs.2 dieser Verfügung oder im Wege der Amtshilfe für eine andere Gerichtshilfestelle.
	(2) Das Nähere über die Beauftragung der Sozialen Dienste der Justiz durch die Staatsanwaltschaft Bremen wird durch eine gesonderte Allgemeine Verfügung geregelt.

	§ 26 Aufgabenerfüllung
	(1) Zur Erfüllung der Gerichtshilfeaufgaben ist die Erforschung der Persönlichkeit und der Lebensverhältnisse der Klienten erforderlich. Die Ursachen und Beweggründe für das strafbare Verhalten und die Aussichten, Ansatzpunkte, Einwirkungsmöglichkeiten und Wege für eine künftige geordnete Lebensführung der Klienten sind zu ermitteln.
	(2) Im Rahmen des Ermittlungsverfahrens und des Hauptverfahrens sind die Umstände zu erforschen, die für die Bestimmung der Rechtsfolgen der Tat und für die Strafzumessung sowie die Strafaussetzung zur Bewährung von Bedeutung sein können. Soziale und psychische Auffälligkeiten der Klienten sollen aufgeklärt werden. Es kann ein Täter-Opfer-Ausgleich, insbesondere eine Schadenswiedergutmachung, angeregt werden, der den Klienten bei der Strafzumessung zugute kommen kann. Es sollen soziale Hilfsmaßnahmen für die Klienten eingeleitet werden, die im Rahmen einer Kriminalprognose zu ihren Gunsten berücksichtigt werden können.
	(3) Durch die Einschaltung in Haftsachen kann in geeigneten Fällen der Vollzug der Untersuchungshaft verkürzt oder vermieden werden, indem die persönliche oder wirtschaftliche Lage der Klienten aufgeklärt und auf diese Weise Umstände zu Tage gebracht werden, die den Verdacht der Fluchtgefahr ausräumen oder entscheidend mindern.
	(4) Die die Gerichtshilfetätigkeit ausübenden sozialpädagogischen Mitarbeiter haben sowohl die zu Gunsten als auch zu Lasten der Klienten ins Gewicht fallenden Umstände zu berücksichtigen.

	§ 27 Belehrungen
	(1) Die sozialpädagogischen Mitarbeiter haben bei Gerichtshilfeaufträgen den betroffenen Personen mitzuteilen, wer sie beauftragt hat und was sie ermitteln sollen.
	(2) Die Klienten und die zur Aussageverweigerung berechtigten Personen sind vorweg darüber zu belehren, dass es ihnen freisteht, Auskünfte zu erteilen. Erkundigungen bei dritten Personen werden im allgemeinen nur eingeholt, wenn die Klienten damit einverstanden sind; dies gilt nicht für die Einholung von Auskünften bei Behörden.
	(3) Lehnen die Klienten eine Zusammenarbeit ab, so wird dies der ersuchenden Stelle mitgeteilt. Gleiches gilt, wenn eine Person, deren Angaben für die Durchführung des Berichtsauftrages von erheblicher Bedeutung sind, die Zusammenarbeit ablehnt.
	(4) Kommen die Klienten den Vorladungen der Sozialen Dienste der Justiz nicht nach, so ist zu versuchen, den Auftrag aktiv mit Hilfe anderer geeigneter Maßnahmen zu erfüllen.

	§ 28 Berichterstattung
	(1) Der Gerichtshilfebericht wird in der Regel schriftlich erstattet und von den sozialpädagogischen Mitarbeitern in eigener Verantwortung unterzeichnet. Der Bericht wird der auftraggebenden Stelle unmittelbar zugeleitet. Bei Beauftragungen gemäß § 1 Abs. 2 dieser Verfügung erhalten die Klienten eine Durchschrift des Berichtes.
	(2) Der Inhalt des Gerichtshilfeberichtes richtet sich in erster Linie nach dem Berichtsauftrag und soll, soweit dies erforderlich erscheint, eine psychosoziale Anamnese, Diagnose und Prognose enthalten. Der Bericht hat sich auf mit Quellen belegte Tatsachenangaben zu stützen.
	(3) Die sozialpädagogischen Mitarbeiter führen ihren Schriftwechsel bei Gerichtshilfeangelegenheiten unter ihrem Namen. 
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